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Die Sitzung wird um 9 Uhr 1 Minute durch den 
Vizepräsidenten Dr. Jaeger eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Die Fraktion der SPD hat unter dem 25. Januar 1955 ihren 
Antrag betreffend Tarifverträge für Angestellte und Arbeiter 
der Bundesbehörden — Drucksache 1023 — zurückgezogen. 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesversorgungsgesetzes (Druck-
sache 1003). 

Der Bundesrat verzichtet auf die Begründung. 
Aussprache ist nicht gewünscht. Ich schlage Über-
weisung an den Haushaltsausschuß vor. Wider-
spruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Verbände der gesetzlichen Kran-
kenkassen und der Ersatzkassen (Druck-
sache 1010). 

Wird seitens der Bundesregierung begründet? — 
Der  Herr Bundesminister für Arbeit! 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
vor Ihnen liegende Gesetzentwurf ist eine Vor-
lage, die letzten Endes nur dazu angetan ist, in 
der gesetzlichen Krankenversicherung Verbände 
zu schaffen, die Rechtsgeschäfte abschließen kön-
nen. Sie wissen, daß in der Krankenversicherung 
eine sehr weitgehende Aufsplitterung in der 
Durchführung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gegeben ist. Die einzelnen Krankenkassen, 
die einzelnen Krankenkassenarten stehen neben-
einander und haben im kleinsten Kreis die Be-
treuung der bei ihnen Versicherten vorzunehmen. 
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Darüber hinaus gibt es aber in der gesetzlichen 
Krankenversicherung Aufgaben, die nicht von den 
einzelnen Krankenkassen allein durchgeführt wer-
den können. Hier braucht man Zusammenfassun-
gen der einzelnen Krankenkassenarten auf der 
einen Seite und auf der anderen Seite darüber 
hinausgehend auch Zusammenfassungen aller Ar-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung. Denken 
wir nur allein an den Abschluß der Vereinbarun-
gen mit den Kassenärzten; sie müssen eben auf 
einer breiten Basis durchgeführt werden. Darüber 
hinaus sind die großen Fragen der Heilbehandlung, 
die großen Fragen eines einheitlichen vertrauens-
ärztlichen Dienstes Aufgaben, die rechtswirksam 
nur von größeren Einheiten getätigt werden 
können. 
Ich bitte deshalb, diesen Gesetzentwurf, der 

letztlich nur eine Lücke schließen soll, die durch die 
Folgen des Krieges aufgerissen worden ist, so bald 
wie möglich verabschieden zu wollen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir treten in die 
Aussprache ein. Wird das Wort gewünscht? — 
Herr  Abgeordneter Dr. Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Bundesarbeits-
minister ist bei seiner Begründung des vorliegen-
den Gesetzentwurfs nicht auf die Situation der 
deutschen Krankenversicherung eingegangen. Das 
ist im Hinblick auf die lebhafte Kritik, die seit 
Monaten an der deutschen Krankenversicherung 
geübt wird, nach meiner Auffassung unbefriedi

-

gend, und zwar um so mehr, als die Öffentlichkeit 
doch durch Aufsätze in Tageszeitungen, Reporta-
gen in Zeitschriften usw. über die Lage der Kran-
kenversicherung beunruhigt ist. Die Krankenver-
sicherung handelt in Erfüllung der ihr vom Ge-
setzgeber übertragenen Aufgaben. Deshalb hätte 
wohl bei Vorlage dieses Gesetzentwurfs die Gele-
genheit ergriffen werden sollen, zur Kritik an der 
deutschen Krankenversicherung ein Wort zu sagen. 
Zwar hat der Bundesarbeitsminister, was ich dank-
bar anerkennen will, bei den Beratungen im So-
zialpolitischen Ausschuß über das Kassenarztrecht 
seine Auffassung zu dieser Kritik dargelegt; aber 
die Öffentlichkeit hat davon keine Kenntnis er-
halten. Ich darf annehmen, daß der Herr Bundes-
arbeitsminister in anderem Zusammenhang Gele-
genheit nehmen wird, seinen Standpunkt zu diesen 
Fragen der Öffentlichkeit darzulegen. Im Hinblick 
auf die Erregung in der Öffentlichkeit würde aber 
eine zu lange Vertagung nicht zur Beruhigung 
beitragen. Denn entweder ist die öffentliche Kritik 
an der Krankenversicherung ganz oder teilweise 
berechtigt, dann muß das Ministerium die Initia-
tive zur Beseitigung von Mißständen ergreifen; 
oder die Kritik ist nicht gerechtfertigt, dann muß 
sich die Regierung vor die Einrichtungen stellen, 
die mit der Durchführung von gesetzlichen Auf-
gaben beauftragt sind. Auf jeden Fall sollte hier 
im Hause dazu Stellung genommen werden. 
Der jetzt von der Bundesregierung vorgelegte 

Gesetzentwurf gibt besondere Veranlassung zur 
Stellungnahme zu den grundsätzlichen Fragen, 
und zwar deshalb, weil dieser Gesetzentwurf die 
Kassenverbände betrifft, d. h. mit den Worten des 
Volksmundes: die Verbandsbürokratie, wenn wir 
es einmal deutlich sagen wollen. Die Kritik richtet 
sich gerade gegen bürokratische Tendenzen — ob 
berechtigt oder nicht, das sei dahingestellt — im 
Kassen- und Kassenverbandswesen. Deshalb wäre.  

ich sehr dankbar, wenn der Herr Bundesarbeits

-

minister bei nächster Gelegenheit zu dieser öffent-
lichen Kritik am Krankenkassenwesen Stellung 
nähme. 

Nun zu dem vorliegenden Gesetzentwurf. Meine 
Fraktion hat bei den Ausschußberatungen über 
das Kassenarztrecht wiederholt auf die Notwendig-
keit einer gesetzlichen Regelung auch für das 
Kassenverbandswesen hingewiesen, weil eine 
gleichzeitige gesetzliche Regelung über kassen-
ärztliche Verbände und Krankenkassenverbände 
notwendig ist. Insofern begrüßen wir es, daß die 
Bundesregierung nunmehr diesen Gesetzentwurf 
vorlegt, dies insbesondere auch deshalb — und 
darin stimmen wir mit der Bundesregierung eben-
falls überein —, weil die §§ 414 ff. der Reichsver-
sicherungsordnung der gegenwärtigen Sachlage an-
gepaßt werden müssen. 

Bei dieser ersten Beratung dürfen wir aber die 
Aufmerksamkeit auf eine Frage lenken, die nach 
Auffassung meiner politischen Freunde grund-
sätzliche Bedeutung hat. Es handelt sich um das 
Problem, ob den Kassenverbänden Körperschafts

-

rechte verliehen — somit Zwangsmitgliedschaften 
begründet -und hoheitliche Aufgaben übertragen 
werden sollen. Wenn man die Gesetzgebung der 
letzten Jahrzehnte überblickt, so ist zweifellos eine 
Zunahme der juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts festzustellen. Es mag sein, daß die 
Kritik an der Bürokratisierung des öffentlichen 
Lebens auch hiermit in einem gewissen Zusam-
menhang steht. Das sollte Veranlassung geben, 
auch bei diesem Gesetz sorgfältig zu prüfen, ob 
ein übergeordnetes öffentliches Interesse daran 
besteht, den Verbänden Körperschaftsrechte zu 
verleihen. Das ist gerade im Hinblick auf die 
öffentliche Kritik an den Grundlagen der Kran

-

kenversicherung notwendig. Deshalb sollte bei der 
Frage: Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
oder nicht? ein besonders strenger Maßstab ange-
legt werden. 
Nun wird in der Begründung zum Gesetzent-

wurf darauf verwiesen, daß die Krankenkassen-
verbände zu Körperschaften des öffentlichen Rech-
tes gemacht werden müssen, weil, wie es wörtlich 
heißt, dies wegen Art und Umfang der ihnen 
übertragenen Aufgaben unerläßlich ist. Aus dem 
vorliegenden — ich betone ausdrücklich: dem vor-
liegenden — Gesetzentwurf ergibt sich das nicht 
ohne weiteres; denn nach § 414 e gehören zu den 
Aufgaben der Verbände beispielsweise: Beratung 
und Unterrichtung der Mitglieder, Sammlung und 
Aufbereitung von statistischem Material, Abschluß 
von Verträgen auf Grund einer Bevollmächtigung 
von Mitgliedskassen. Zur Erfüllung derartiger Auf-
gaben bedarf es noch nicht ohne weiteres der Ver

-

leihung von Körperschaftsrechten. 

Weiter wird darauf hingewiesen — auch der 
Herr Bundesarbeitsminister hat das in seiner Be-
gründung anklingen lassen —, daß es wegen des 
Kassenarztrechtes erforderlich ist, den kassen-
ärztlichen Vereinigungen und dementsprechend 
auch den Kassenverbänden Körperschaftsrechte zu 
geben. Zwar ist die sozialdemokratische Fraktion 
grundsätzlich der Auffassung, daß beide Partner 
der kassenärztlichen Versorgung, die kassenärzt-
lichen Vereinigungen auf der einen Seite und die 
Krankenkassen auf der anderen Seite, die gleiche 
Rechtsstellung erhalten sollen. Aber damit ist noch 
nicht gesagt, daß das unbedingt Körperschafts

-rechte sein müssen. 
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Gerade auf Grund der lebhaften Kritik gegen 

die sogenannte Kassenbürokratie sollten diese Zu-
sammenhänge sorgfältig überlegt werden. Es 
sollte vor allem geprüft werden, ob durch Ver-
leihung von Körperschaftsrechten und damit Ho-
heitsrechten die vielleicht unvermeidbaren Ten-
denzen, volkstümlich gesagt, zur Bürokratisierung 
noch verstärkt werden, und zwar sowohl bei den 
Kassen und ihren Verbänden als auch bei den 
kassenärztlichen Vereinigungen. Bei diesen Über-
legungen, die ich im Ausschuß anzustellen bitte, 
sollten auch die Erfahrungen vor 1933 berücksich-
tigt werden, als die Verbände bekanntlich noch 
keine Körperschaftsrechte hatten. 

In diesem Zusammenhang ist sicher nicht unbe-
achtlich, daß die Spitzenverbände in den anderen 
Zweigen der Versicherung, beispielsweise in der 
Rentenversicherung, deren Spitzenorganisation 
den Gesamtausgleich im Gemeinlastverfahren mit 
einem, wenn man so sagen darf, Umsatz von meh-
reren Milliarden DM durchzuführen hat, keine 
Körperschaftsrechte haben. Nach Auffassung mei-
ner Fraktion sollte deshalb bei den Ausschuß-
beratungen noch einmal sachlich überlegt werden, 
ob durch die Verleihung von Körperschaftsrechten 
die Aufgabe der Krankenversicherung, den kran-
ken Menschen beizustehen, gefördert wird oder 
nicht. Darauf allein kommt es an! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesarbeitsminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin im Gegensatz zu Herrn Professor Schellenberg 
der Meinung, daß man  bei der Begründung und bei 
der Behandlung des hier vorliegenden Gesetzes die 
Fragen, die zur Zeit draußen in der Öffentlichkeit 
eine gewisse Rolle spielen, nicht behandeln sollte. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Hier haben wir doch die Aufgabe, den Kranken-
versicherungsträgern die Möglichkeit zu geben, ihre 
Aufgaben so zu lösen, daß sie den berechtigten 
Interessen der Versicherten auch wirklich nach-
kommen können. Wenn wir hier eine grundsätz-
liche Auseinandersetzung mit den zum Teil anony-
men Kräften führen wollten, die zur Zeit die ge-
setzliche Krankenversicherung angreifen, dann 
kämen wir in  eine Diskussion, die  wir wahrschein-
lich heute gar nicht abschließen könnten. 

(Sehr richtig! in  der Mitte.) 

Dinge, die sich hinter anonymen Bezeichnungen 
verstecken, sind eben schwer zu greifen. Ich bin ge-
rade der Meinung, daß, wenn wir durch dieses Ge-
setz eine Spitzenvertretung der Krankenkassen 
schaffen können, dann auch mit den Spitzenver-
bänden der ärztlichen Organisationen Vereinbarun-
gen getroffen werden und daß dadurch dieser 
Maulwurfsarbeit, die wir heute draußen zum Teil 
erleben, entgegengetreten werden kann. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Das scheint mir das Entscheidende zu sein. Wir 
sollten uns in diesem Hause durch gewisse Erschei-
nungen, die wir heute feststellen müssen, nicht aus 
der Ruhe bringen lassen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es gibt überhaupt keine Veranlassung, in dieser 
zum Teil beliebten Form gegen die gesetzliche 
Krankenversicherung vorzugehen. Wer sich der Er-
höhung der Lebenserwartung seit dem Bestehen 
unserer gesetzlichen Krankenversicherung bewußt 
ist, der weiß, daß in der Krankenversicherung Emi-
nentes geleistet worden ist. 

(Zustimmung in  der Mitte und bei der SPD.) 
Wenn da ein Roman geschrieben wird mit der 
Überschrift „Weil du arm bist, mußt du früher 
sterben!", dann interessiert mich das gar nicht. 
Wäre in diesem Roman in irgendeiner Form gesagt 
warden, daß der Nichtversicherte, also der frei vom 
Arzt Behandelte, eine höhere Lebenserwartung 
habe als der Pflichtversicherte, dann, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, hätte das Ganze 
einen Sinn. 
Also, Herr Professor 'Schellenberg, wir wollen 

diese Gesetzgebung nicht durch die Kritik an der 
Gesetzgebung überhaupt beeinflussen lassen, son-
dern wir wollen die Voraussetzungen dafür schaf-
fen. daß unserem Volk und den Versicherten ge-
holfen wird! 

(Beifall bei den Regierungsparteien; Beifall 
des Abg. Dr. Schellenberg.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Das Wort hat der 
Abgeordnete Becker (Hamburg). 

Becker (Hamburg) (DP): Meine Damen und 
Herren! Den Vorwurf, den der Herr Abgeordnete 
Professor Schellenberg eben gegenüber dem Herrn 
Bundesarbeitsminister erhoben hat, halte ich an 

 dieser Stelle und in dieser Stunde nicht für berech-
tigt. Es gibt für die Öffentlichkeit doch keinen bes-
seren Beweis dafür, daß die Bundesregierung und 
die Koalitionsparteien hinter der gewachsenen 
Form der sozialen Krankenversicherung stehen, als 
gerade die  Vorlage dieses Gesetzes jetzt. Denn diese 
Vorlage bestätigt und befestigt gerade die Einrich-
tung der sozialen Krankenversicherung und setzt 
den Schlußstein, d. h. sie will einheitliche Rechts-
verhältnisse für die Spitzenverbände der Kranken-
kassen dort schaffen, wo diese Einheitlichkeit der 
Rechtsverhältnisse durch die Ereignisse der Nach-
kriegszeit durchbrochen warden ist. Es gibt also 
kein stärkeres Bekenntnis zur sozialen Kranken-
versicherung als gerade die Vorlage dieses Gesetzes 
und seine Begründung. 
Auf der anderen Seite fügt dieses Gesetz das 

Prinzip der Selbstverwaltung in die neue Form der 
zu schaffenden Spitzenverbände ein und schafft da-
durch die Voraussetzung, daß die Unstimmigkeiten, 
die zwischen den Beteiligten, den Ärzten und den 
Krankenkassen, 'aufgetreten sind, auf dem Wege 
der Selbstverwaltung in Zukunft vielleicht besser 
als bisher beseitigt werden können. 
Ich darf an dieser Stelle, wie es auch Herr Pro-

fessor Schellenberg schon getan hat, noch einmal 
auf folgendes hinweisen. Bei den Beratungen im 
Gesundheitsausschuß und im Sozialpolitischen Aus-
schuß sind sich sämtliche Fraktionen darüber einig 
gewesen, daß es gar nichts anderes gibt, als die 
gesetzliche Krankenversicherung in  der Form, wie 
sie bisher bestanden hat, weiterhin zu verteidigen 
und zu erhalten. Die  Meinungsverschiedenheiten, 
die zwischen den einzelnen Fraktionen bestehen, 
beziehen sich nur darauf, ob die Sozialversiche-
rungspflicht in der Krankenversicherung ausge-
dehnt werden soll oder ob sie auf den Kreis der 
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bisher Sozialversicherten beschränkt bleiben soll. 
Hierüber bestehen Meinungsverschiedenheiten, 
nicht aber darüber, daß die Einrichtung der sozia-
len Krankenversicherung weiterhin erhalten blei-
ben soll. 
Ich wünsche für meine Fraktion, für die Deutsche 

Partei, gleichfalls, daß diese 'Gesetzesvorlage mög-
lichst bald verabschiedet wird, weil auch sie eine 
Voraussetzung dafür bildet, daß gewisse Mißver-
ständnisse und Mißhelligkeiten, die in den letzten 
Monaten aufgetreten sind, in Zukunft besser be-
reinigt werden können. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auch wir sind der Ansicht, daß der 
Herr Bundesarbeitsminister heute bei der Ein-
bringung dieses Gesetzentwurfs keinen Anlaß 
hatte, zu der öffentlichen Kritik an der sozialen 
Krankenversicherung Stellung zu nehmen. Wir 
stehen auf dem Standpunkt: alles zu seiner Zeit! 
Das Parlament kann an dieser Kritik selbstver-
ständlich nicht vorbeigehen, und wir werden uns 
mit ihr zu befassen haben, aber vielleicht bei der 
Beratung des Gesetzes über die Neuordnung der 
Rentnerkrankenversicherung oder bei der endgül-
tigen Verabschiedung des Kassenarztrechts. 
Auch wir begrüßen es, daß die Regierung diesen 

Entwurf rechtzeitig eingebracht hat, damit das Ver-
bänderrecht gleichzeitig mit dem Kassenarztrecht 
verabschiedet werden kann. 
Was nun die Frage angeht, ob diese Verbände die 

Eigenschaft einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts bekommen sollen oder nicht, so sind wir 
allerdings der Ansicht, daß man diesen Verbänden 
unbedingt wie früher wieder diese Eigenschaft ge-
ben sollte. Wir wundern uns darüber, Herr Pro-
fessor Schellenberg: Bei den Beratungen im Sozial-
politischen Ausschuß über das Kassenarztrecht 
wurde von keiner Seite bemängelt. .daß die Partner 
der Krankenkassen, die  Kassenärztlichen Vereini-
gungen. diese Eigenschaft einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts bekommen. Herr Professor 
Schellenberg, wir übertragen doch — das wissen 
Sie genau — durch das Kassenarztrecht die ärzt-
liche Versorgung weitgehend  der gemeinsamen 
Selbstverwaltung von Ärzten und Krankenkassen. 
Dieses, ich gebe zu, etwas sehr weit verzweigte 
Selbstverwaltungssystem kann aber nur dann rich-
tig funktionieren, wenn wir die Selbstverwaltungs-
träger mit gewissen Hoheitsbefugnissen gegenüber 
ihren Mitgliedern ausstatten, damit sie eine ge-
wisse Autorität verkörpern. Wir sind der Ansicht, 
daß sie mehr Autorität haben, wenn sie die Eigen-
schaft einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
haben, als wenn sie nur eingetragene Vereine sind. 
Wenn Sie von der Gefahr eine Bürokratisierung 

unseres Kassenwesens sprechen, so möchte ich da-
zu sagen, daß man von einer solchen Gefahr auch 
dann sprechen kann, wenn diese Verbände einge-
tragene Vereine sind; das macht keinen Unter-
schied. Und bitte, denken Sie daran, daß eben ge-
rade diese Verbände eine ganze Reihe von Auf ga-
ben,  von Funktionen haben und daß unsere soziale 
Krankenversicherung ein solches Ausmaß ange-
nommen hat, daß der Staat diese Verbände unbe-
dingt im Interesse der Versicherten mit diesen 
Hoheitsrechten ausstatten muß. 

Wir beantragen, den Entwurf dem Ausschuß für 
Sozialpolitik zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nur ganz wenige Worte. 
Allein bei dem Kassenarztrecht, wie der Herr 
Kollege Ruf es hier hervorgehoben hat, die Frage 
der Körperschaften des öffentlichen Rechts zu er-
örtern, hätte sehr leicht zu Mißverständnissen ge-
führt. Das werden mir insbesondere die Damen 
und Herren Ärzte bestätigen. Deshalb muß diese 
Frage — und darauf kommt es meiner Fraktion 
an — gemeinsam für Kassenärztliche Vereinigun-
gen u n d für Verbände erörtert werden. Nur das 
habe ich gesagt. 

Was nun die Fragen der Bürokratisierung be-
trifft, Herr Kollege Ruf, so ist Ihnen grundsätzlich 
zuzustimmen. Die Bürokratisierung hängt natürlich 
nicht allein von der juristischen Form ab; aber sie 
steht auch damit in einem gewissen Zusammen-
hang. Das sollten wir nicht verkennen. Es hat 
durchaus gute Gründe, daß gewisse Verbände der 
Sozialversicherung keine Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts sind und sich dagegen wehren, 
während hier durch den Gesetzgeber einigen Ver-
bänden Körperschaftsrechte verliehen werden sol-
len. Wir sind der Meinung, daß diese Zusammen-
hänge, wie ich schon ausgeführt habe, unter dem 
Gesichtspunkt der Aufgaben der Krankenversiche-
rung rein sachlich erörtert werden sollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einverstanden!) 
Und nun noch eine Bemerkung zu dem, was der 

Herr Bundesarbeitsminister erklärt hat. Der Herr 
Bundesarbeitsminister hat mit Recht ausgeführt, 
daß die Spitzenverbände, die nun geschaffen wer-
den sollten, die Gelegenheit und die Aufgabe 
hätten, Meinungsverschiedenheiten auf sachlicher 
Ebene zu beseitigen. Gerade das, was der Herr 
Bundesarbeitsminister ausgeführt hat, scheint mir 
die Notwendigkeit zu bestätigen, daß dies hier 
vor diesem Hause bei Vorlage dieses Gesetzes aus-
gesprochen wird. Der Herr Bundesarbeitsminister 
hat das jetzt getan. Wir stimmen in dieser Hin-
sicht seinen Auffassungen zu. Und nun kann es 
an die praktische Arbeit gehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Es ist Über-
weisung an den Auschuß für Sozialpolitik bean-
tragt. Widerspruch erfolgt nicht; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Verwaltungsverfah-
ren der Kriegsopferversorgung (Druck-
sachen 68, zu 68); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen (29. Aus-
schuß) (Drucksache 1128). 
(Erste Beratung: 7. Sitzung.) 

Es liegt Ihnen der Schriftliche Bericht der Frau 
Abgeordneten Dr. Probst vor. Er wird mündlich 
ergänzt durch Herrn Abgeordneten Gengler. Ich 
erteile ihm das Wort. 
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I Gengler (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! An Stelle der 
leider erkrankten Berichterstatterin Frau Abge-
ordneten Dr. Probst darf ich, wie es eben der Herr 
Präsident schon getan hat, auf den Schriftlichen 
Bericht *) - Drucksache 1128 - hinweisen. 
Die zum Entwurf eines Gesetzes über das Ver-

waltungsverfahren der Kriegsopferversorgung im 
Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
gefaßten Beschlüsse stellen im großen und ganzen 
eine einmütige Arbeit des Ausschusses dar. Eine 
unterschiedliche Beurteilung entstand im wesent-
lichen nur bei § 47, dies auch weniger in der Sache 
selbst als der Form der Zuständigkeit wegen. Ent-
gegen dem Mehrheitsbeschluß im Kriegsopferaus-
schuß hat sich der Haushaltsausschuß auf den 
Standpunkt gestellt, daß die Regierungsvorlage 
wiederhergestellt werden solle. Ich verweise hier 
auf die Seiten 3 und 4 des Schriftlichen Berichts, 
wo die beiderseitigen Standpunkte klar hervorge-
hoben werden. 
Der Kriegsopferausschuß hat sich bemüht, ein 

zwischen verwaltungsmäßigen Notwendigkeiten 
und verpflichtenden menschlichen Rücksichten auf 
die Kriegsopfer abgewogenes Ergebnis herzustel-
len. Hier hat es im Hinblick auf die Notwendigkeit 
menschlicher Rücksichtnahme erfreulicherweise 
einen weitestgehenden Ausgleich zwischen Juristen, 
Ärzten und Verwaltung gegeben. Man weiß, daß 
es hier eine vom Schicksal des Krieges besonders 
schwer getroffene Menschengruppe zu betreuen 
gilt. In diesem Sinne kann ich auch namens des 
Ausschusses die Zustimmung zu dem Ihnen vor-
liegenden Gesetzentwurf beantragen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Ich rufe in zweiter Beratung auf die §§ 1, - 2, 

- 3, - 4, - und 5. Wird das Wort gewünscht? - 
Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich die Damen und 
Herren, die den aufgerufenen Paragraphen zuzu-
stimmen wünschen, um das Handzeichen. - Das 
ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf die §§ 6, - 7, - 8, - 9, - 10 ent-

fällt -, 11, - 12. Wird das Wort gewünscht? - 
Das ist nicht der Fall. Ich bitte diejenigen Damen 
und Herren, die zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf die §§ 13, - 13 a, - 14, - 15, - 16, 

- 17, - 18,-19. Wird das Wort gewünscht?-Das 
ist nicht der Fall. Ich bitte diejenigen Damen und 
Herren, die zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf die §§ 20, - 21, - 22, - 23, - 24, 

- 25, - 26, - 27, - 28, - 29. Wird das Wort ge-
wünscht? - Das ist nicht der Fall. Ich bitte die 
Damen und Herren, die zuzustimmen wünschen, 
um das Handzeichen. - Es ist so beschlossen. 
Ich rufe auf die §§ 30, - 31, - 32, - 33, - 34, 

35,-36,-37,-38,-39,-40,-41,-42,-
43, - 44, - 45 - und 46. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich bitte die Damen und Herren, die 
zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. - 
Es  ist so beschlossen. 
Ich rufe auf § 47, zugleich mit dem Änderungs-

antrag der Fraktion der Freien Demokratischen 
Partei auf Umdruck 285**). Das Wort zur Begrün-
dung des Antrages Umdruck 285 hat der Abge-
ordnete Stammberger. 

*) Siehe Anlage 4. 
**) Siehe Anlage 2. 

Dr. Stammberger (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unser Antrag bezweckt die 
Wiederherstellung der Regierungsvorlage, d. h. die 
Wiedereinsetzung des Abs. 2, den die Mehrheit des 
Kriegsopferausschusses gestrichen hat. Zur Ver-
meidung von Wiederholungen verweise ich zu-
nächst auf die Begründung der Regierungsvorlage 
und die Erwiderung der Regierung auf den Strei-
chungsantrag des Bundesrates in Drucksache 68 
sowie auf die vom Herrn Berichterstatter erwähnte 
Stellungnahme des Haushaltsausschusses, die im 
Schriftlichen Bericht wiedergegeben ist. Grundsätz-
lich möchte ich jedoch darauf hinweisen, daß diese 
Frage nicht nur im vorliegenden Zusammenhang, 
sondern für das Prinzip des parlamentarischen Be-
willigungsrechtes schlechthin von entscheidender 
Bedeutung ist. Diesem Recht entspricht als not-
wendiges Gegenstück die Etatverantwortung der 
Regierung, welche wiederum Grundlage ist für das 
Recht und die gegenüber der steuerzahlenden Be-
völkerung bestehende Verantwortung des Parla-
ments, die Regierung je nach ihrer Etatgebarung 
zu entlasten oder zur Verantwortung zu ziehen. 
Diese allgemein anerkannten Prinzipien verlieren 
ihre Wirksamkeit, wenn die Regierung gar nicht 
die Möglichkeit hat, auf die rechtmäßige und wirt-
schaftliche Verwaltung der ihr vom Parlament be-
willigen Mittel Einfluß zu nehmen. Das muß natür-
lich grundsätzlich auch dann gelten, wenn Bundes-
mittel nicht vom Bund selbst, sondern von den 
Ländern verwaltet werden. 

Das Grundgesetz steht dem nicht entgegen, auch 
nicht der Art. 84 des Grundgesetzes, wie das die 
Auffassung des Bundesrats und der Mehrheit des 
Kriegsopferausschusses ist; denn die parlamenta-
rische Verantwortung der Bundesregierung in 
Art. 65 des Grundgesetzes, insbesondere ihre Ver-
antwortung für den Bundeshaushalt in den Arti-
keln 112 und 114 des Grundgesetzes, die Veranke-
rung der selbständigen und von den Ländern un-
abhängigen Haushaltswirtschaft des Bundes in den 
Artikeln 109 und 110 des Grundgesetzes und 
schließlich im vorliegenden Fa ll die  Finanzverant-
wortung des Bundes für die Kriegsopferversorgung 
in Art. 120 des Grundgesetzes rechtfertigen nicht 
die Annahme des Bundesrats und der Mehrheit 
des Kriegsopferausschusses, daß eine auf andere 
Weise nicht zu schließende Lücke im Grundgesetz 
besteht. Würde den jeweils zuständigen Bundes-
behörden jedes haushaltswirtschaftliche Einwir-
kungsrecht genommen, würden sie damit auch jeg-
licher Etatverantwortung entzogen. Das dadurch 
entstehende Vakuum in der Etatkontrolle würde 
zu untragbaren Konsequenzen führen. Die Länder 
hätten volle Verfügungsmacht über Bundesmittel, 
ohne für die Ausgabengebarung gegenüber dem 
Bundesparlament verantwortlich zu sein, während 
die parlamentarische Verantwortlichkeit der Bun-
desregierung inhaltlos würde, da  die  Regierung 
gar nicht mehr die Handhabe besäße, ihr über-
haupt noch gerecht werden zu können. 

Was die praktische Bedeutung dieser Frage im 
vorliegenden Fall betrifft, so darf ich Sie daran 
erinnern, daß die nach diesem Gesetz zu verwal-
tenden Mittel des Bundes mehr als 3 Milliarden 
DM betragen, d. i. nach den Verteidigungslasten 
der höchste Ansatz unseres Haushalts überhaupt. 
Wir bitten Sie daher, unserem Änderungsantrag 
zuzustimmen. 

(Beifall rechts und bei Abgeordneten in 
der Mitte.) 
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1 Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Abgeordnete Dr. Stammberger 
hat eben ausführlich die jetzt zur Debatte stehende 
besonders wichtige Frage dargelegt. Ich beziehe 
mich ferner auf die Ausführungen des Herrn Be-
richterstatters, der auf den gedruckten Bericht 
Seite 3 bis 4 hingewiesen hat, und darf nur unter-
streichen, daß die Bundesregierung, insbesondere 
der Bundesarbeitsminister und der Bundesfinanz-
minister den Wunsch haben, ihrer parlamenta-
rischen Verantwortlichkeit gegenüber dem Hohen 
Hause auch tatsächlich nachkommen zu können. 
Sie können das aber nicht. Wenn ein Posten von 
weit über 3 Milliarden DM lediglich von den Län-
dern bewirtschaftet wird, können die beiden Bun-
desminister dem Hohen Hause keine Rechenschaft 
über die Einzelheiten geben. Es ist also keine 
Frage der Sozialpolitik oder der Kriegsopferver-
sorgung, sondern die grundsätzliche Frage, ob das 
Hohe Haus von den ihm zustehenden Befugnissen 
und von seinem Recht der Haushaltskontrolle ge-
genüber den Bundesministern, die diese Dinge aus-
führen, nunmehr Gebrauch machen will. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Dr. Gülich: 
Sehr richtig!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktion der Freien Demo-
kratischen Partei Umdruck 285. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; der Änderungsantrag ist 
angenommen. 

Wir stimmen damit ab über den § 47 in der nun-
mehr beschlossenen Form. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 48, — 49, — 50, — 51, — 52, —
53, — Einleitung und Überschrift. — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 

Da eine Änderung beschlossen ist, frage ich das 
Hohe Haus, ob Bedenken bestehen, daß wir in die 
dritte Beratung . eintreten. — Bedenken werden 
nicht angemeldet. Wir treten ein in die 

dritte Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. Einzelberatung 
entfällt, da keine Änderungsanträge gestellt sind. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Ich nehme an, daß die Damen und 
Herren, die noch stehen, damit nicht ein Nein zu 
dem Gesetzentwurf zum Ausdruck bringen wollen. 

(Heiterkeit.) 

Die Damen und Herren haben sich inzwischen ge-
setzt. — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über das Internationale Abkommen vom 
7. November 1952 zur Erleichterung der 
Einfuhr von Warenmustern und Werbe-
material (Drucksache 1112). 

Auf Begründung und Aussprache wird verzich-
tet. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf an den 
Ausschuß für Außenhandelsfragen zu überweisen. 
— Widerspruch erfolgt nicht. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes betreffend das Übereinkom

-

men Nr. 81 der Internationalen Arbeits

-

organisation vom 11. Juli 1947 über die Ar-
beitsaufsicht in Gewerbe und Handel (Druck-
sache 939); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Arbeit (27. Auschuß) (Drucksache 1115). 

(Erste Beratung: 56. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Kutschera. 

(Zuruf von der Mitte: Schriftlicher Bericht!) 

— Befindet sich der Herr Abgeordnete Kutschera 
nicht im Saale? — Meine Damen und Herren, es 
wird auf den Schriftlichen Bericht des Abgeordne-
ten Kutschera Bezug genommen.*) Das Haus ver-
zichtet auf einen weitergehenden mündlichen Be-
richt. 

Ich rufe auf zur zweiten Beratung Art. 1, — 2, 
—3, — 4, — 5, — Einleitung und Überschrift. — Das 

Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 

Ich komme zur 
dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Gesetz als Ganzem 
zuzustimmen wünschen, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/ 
BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über den Abschluß der Investitions-
hilfe der gewerblichen Wirtschaft (Investi-
tionshilfe-Schlußgesetz) (Drucksachen 996, 
676); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) (Druck-
sache 1072 [neu], Umdruck 288). 
(Erste Beratung: 58. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Dr. Starke.**) 

(Abg. Naegel: In Vertretung!) 
— Herr Abgeordneter Naegel! 

*) Siehe Anlage 5. 
**) Vgl. Schriftlichen Bericht Anlage 6. 
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Naegel (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Wir haben uns 
im Wirtschaftspolitischen Ausschuß mit dem Initia-
tivantrag, der von allen Parteien des Hauses ge-
stellt worden ist, eingehend beschäftigt und sind 
zu der Vorlage gekommen, die Ihnen unter Druck-
sache 1072 (neu) vorliegt. Der Termin für die 
zweite und dritte Beratung war bereits auf Weih-
nachten festgesetzt. Mit Rücksicht auf einige 
Rechtsbedenken wurde damals aber eine noch-
malige Überprüfung vereinbart und die zweite 
und dritte Lesung auf den heutigen Tag verscho-
ben. Inzwischen sind die Rechtsbedenken beseitigt 
worden; es sind auch einige redaktionelle Ände-
rungen vereinbart worden, die ihren Niederschlag 
in der jetzigen Vorlage gefunden haben. 

Ich darf namens aller Fraktionen des Hauses 
bitten, diesem Antrag zuzustimmen und das Ge-
setz in zweiter und dritter Lesung anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Abge-
ordneten Naegel, der für den verhinderten Bericht-
erstatter eingesprungen ist. 

Ich rufe in der zweiten Beratung auf § 1 und er-
teile zum Änderungsantrag auf Umdruck 288*) das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Kirchhoff. 

Kirchhoff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Berichterstatter ist ja eigent-
lich Herr Dr. Starke;  aber ich habe ihn nicht 
gesehen. Herr Naegel hat gebeten, den vorliegen-
den Gesetzentwurf anzunehmen. Ich muß aber noch 
eine Reihe wichtiger offener Fragen behandeln und 
einige wesentliche Zusammenhänge aufdecken. Herr 
Naegel hat nicht gesagt, daß ich im Wirtschaftspoli-
tischen Ausschuß gegen das Gesetz gestimmt habe. 
Ich möchte hier noch einmal meine Gründe vor-
tragen, und dann mag das ganze Haus sich selber 
ein Urteil bilden. 
Um es gleich zu sagen: ich bin für Barrückzah-

lung der Beträge der Investitionshilfe, die 1 Mil-
liarde DM übersteigen. Das Gesetz sagt ganz klar 
und deutlich, daß die deutsche Wirtschaft 1 Mil-
liarde DM aufbringen soll, um der Grundstoffindu-
strie durch diese Mittel die dringend erwünschte 
Produktionserhöhung zu ermöglichen. In § 7 Abs. 3 
des Investitionshilfegesetzes heißt es: 

Der in Absatz 1 bestimmte Aufbringungssatz 
ist bis zum 31. Dezember 1952 durch Rechtsver-
ordnung in dem Ausmaß zu erhöhen oder zu 
ermäßigen, in dem eine Abänderung notwendig 
erscheint, damit bis zum 30. April 1953 der in 
§ 1 vorgesehene Betrag von einer Milliarde 
Deutsche Mark 'erreicht wird. 

Am 30. August 1954 war laut Angabe der Regie-
rung die Milliarde erreicht. Warum ist an diesem 
Tage nicht gestoppt warden? Warum läuft der 
staatliche Zwangsapparat stur weiter? 1 Milliarde 
sollte aufgebracht werden, kein Pfennig mehr. Da-
für mußte die Regierung durch rechtzeitige Herab-
setzung des Aufbringungssatzes sorgen. Jede dar-
über hinausgehende Einziehung dieser Zwangsan-
leihe ist gesetzwidrig; der Betrag der Überzahlung 
muß zurückerstattet werden. Denn es handelt sich 
ja nicht um eine Steuer, auch nicht um eine öffent-
liche Abgabe, sondern um einen privaten Kredit, 
der unter staatlichem Zwang gegeben wurde. Das 
ist die einfache und klare Situation. 

*) Siehe Anlage 3. 

Am 30. August vorigen Jahres, wie gesagt, war 
die 1 Milliarde erfüllt, der Omnibus war voll. 
Wenn der Krieg aus ist,  werden  auch keine Drücke-
berger mehr eingezogen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

keine Kranken, auch keine finanziell Kranken 
werden mehr eingezogen. Wenn sie eingezogen wer-
den, müssen sie wieder entlassen wenden. Die Re-
gierung meint, das seien Simulanten gewesen; aber 
das waren sie nicht, sie waren wirklich krank. 

Von den Finanzämtern wurde beigetrieben, und 
das Geld einer Privatbank, der Induustriekredit-
bank in Düsseldorf, zugeführt. Schon jetzt sind 
über 100 Millionen DM überzahlt, und wenn das 
Aufbringungssoll erreicht ist,  wird die Überzah-
lung 168 Millionen DM betragen. Nur diese Sach-
lage hat dazu geführt, daß überhaupt ein Schluß-
gesetz nötig ist und das Parlament sich damit be-
schäftigen muß. 
In der 49. Sitzung des 2. Deutschen Bundestages 

am 15. Oktober 1954 wurde die Große Anfrage der 
FDP betreffend Investitionshilfe behandelt. Ein An-
trag des Abgeordneten Raestrup, der auch meine 
Unterschriftträgt, lag ebenfalls vor. Dieser Antrag 
verlangte auch eine Rückzahlung. Auch der Abge-
ordnete Dr. Atzenroth und seine Freunde sind 
für Rückzahlung eingetreten. Herr Dr. Atzenroth 
war bei den Verhandlungen im Wirtschaftsaus-
schuß nicht zugegen; er war, glaube ich, krank. Er 
hat mir aber jetzt erklärt, daß er ,auch heute noch 
für Barrückzahlung ist. So ganz ohne Unterstützung 
bin ich also doch nicht. Immerhin ist Dr. Atzenroth 
ein selbständiger Unternehmer, ein erfahrener Par-
lamentarier, und er ist einer von den wenigen, die 
von vornherein gegen das Investitionshilfegesetz 
gestimmt haben. Er wird auch verstehen, warum 
ein großer Teil der Wirtschaft diese Hilfe abge-
lehnt hat. 
Der Widerstand gegen die Investitionshilfe ist in 

meinem Wahlkreis besonders hart gewesen. 

(Lachen und Zurufe: Aha! — Jetzt wissen 
wir, warum! — Abg. Naegel: Lüdenscheid!) 

Von hier aus ist auch die Verfassungsbeschwerde 
gekommen. Im ganzen haben sich daran 1000 Fir-
men aus der gesamten Bundesrepublik beteiligt, 
repräsentiert durch 78 Beschwerdeführer. 

Nach Angaben des Herrn Staatssekretärs Hart-
mann haben 30 000 Firmen zur Selbsthilfe gegrif-
fen, sie haben weder auf die Aufforderung noch 
auf die Mahnung der Finanzämter geantwortet. Für 
diese hat die Finanzverwaltung den Ausdruck ,;die 
Taubstummen" geprägt. Wenn der Mann, der einen 
solchen Ausdruck gefunden hat, bessere Antennen 
gehabt hätte, würde er sicher gemerkt haben, daß 
diese Leute weder taub noch stumm sind. Man 
versetze sich nur einmal in die Lage einer Firma, 
die so einen vierseitigen Fragebogen mit allen mög-
lichen Angaben ausfüllen muß. Die wird natürlich, 
darauf können Sie sich verlassen, einiges von sich 
geben. Es handelt sich ja nicht um Steuern, son-
dern um einen für andere Firmen, womöglich noch 
Konkurrenzfirmen zu leistenden Zwangskredit. Der 
Mann sagt sich: „Ich habe meine Steuern pünktlich 
bezahlt und soll nun für Zwecke und Zusammen-
hänge, die ich nicht durchschauen kann, weitere 
Tausende bezahlen." Die Äußerungen des Mannes 
sind ,also sehr deutlich, und er ist nicht taub und 
ganz sicher nicht stumm gewesen. Es handelt sich 
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ja nicht um Querulanten, es handelt sich auch nicht 
um einen Michael-Kohlhaas-Komplex. Es handelt 
sich um die Reaktion eines freien Bürgers, der seine 
Rechte gegenüber dem Staat wahrt, der an das 
Grundgesetz geglaubt hat und der nicht glauben 
kann, daß bei einer Proklamierung der Marktwirt-
schaft die Regierung einen Zwangskredit vor-
schreibt. 
Meine Damen und Herren, mein Wahlkreis ist 

das märkische Sauerland, das zu keiner Zeit eine 
besondere Bezugsquelle für Untertanen gewesen 
ist. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Ich spreche für die zahlreichen mittleren und klei-
neren Unternehmen. Diese haben die Last der In-
vestitionshilfe getragen. Die meisten wissen nicht, 
daß diese Unternehmen mehr Arbeiter beschäftigen 
als die Großunternehmen. Diese volkswirtschaftlich 
und sozial überaus wichtige Gruppe der selbstän-
digen Unternehmer ist im Deutschen Bundestag 
sehr schwach vertreten. Als es darauf ankam, 
ihnen Steuergerechtigkeit zu erweisen, begnügte 
man sich mit allgemeinen Sympathien und platoni-
scher Liebe. Sie werden sich entsinnen, daß Herr 
Kollege Raestrup und ich einen Antrag eingebracht 
hatten, den Tarif um 5 °/o zu ermäßigen. Aber 
Steuergerechtigkeit konnten wir nicht erreichen. 
Dieser Satz wurde abgelehnt. Die Aktiengesell-
schaften behielten ihren gespaltenen Körperschaft-
steuertarif, eine Regelung, der auch ich zugestimmt 
habe. Aber sie bekamen obendrein noch eine Ver-
längerung der Geltungsdauer des § 36 um ein Jahr. 
Das bedeutet einen Steuererlaß von 150 bis 200 Mil-
lionen DM. So erhielt die Grundstoffindustrie zwei-
mal einen besonderen Segen. Wer alles diesem Se-
gen zugestimmt hat, das wollen wir hier nicht er-
örtern; vielleicht darüber ein anderes Mal. 
Gestatten Sie mir noch einen Blick auf die Zu-

kunft. Die Verlängerung der Geltungsdauer des 
§ 36 soll ja nur einmal — für ein Jahr — statt-
finden. Darüber war  man sich also klar. Ich nehme 
an, daß man die 150 bis 200 Millionen DM, die im 
kommenden Jahr frei werden, dann dazu benutzt, 
den freien Unernehmern eine Steuerermäßigung 
zu gewähren. 

Meine Damen und Herren, das Investitionshilfe-
gesetz hat eine Lawine unproduktiver Verwaltungs-
kosten ausgelöst. Darüber hat Herr Dr. Hans Hel-
mut Kuhnke, der ja selbst von  den  Klöckner-Wer-
ken etwas bekommen hat, eine vorzügliche Glosse 
in der Wochenzeitschrift „Die Zeit" geschrieben. 
Er sagt: Die Umstellung von einer Milliarde 
Zwangskredite hat Zehntausende von Menschen 
damit beschäftigt, in Millionen von Arbeitsstunden 
Hunderttausende von Akten herzustellen. Herr 
Staatsminister a. D. Prof. Dr. Strickrodt, ehemali-
ger Finanzminister von Niedersachsen, hat das 
Gesamte als eine Liquiditätsenteignung sehr rich-
tig charakterisiert. Der Gesetzgeber hat sich als 
fürchterlicher complificateur erwiesen. Vor einer 
Wiederholung eines solchen Schlußgesetzes müssen 
wir uns hüten. Wir sind aber auf dem besten Wege, 
es wieder so zu machen. 
Im Wirtschaftspolitischen Ausschuß war bei Ab-

geordneten und Regierung die Tendenz, das 
Schlußgesetz möglichst schnell und geräuschlos zu 
verabschieden. Aber täuschen wir uns nicht, meine 
Damen und Herren: Die Aufbringungspflichtigen, 
die Tausende Beschwerdeführer, die 30 000 „Taub-
stummen", von denen man das Geld beigetrieben 

hat, passen genau auf, was hier im Parlament ge-
schieht. Die Regierung hat entgegen dem klaren 
Wortlaut des Gesetzes angeblich aus rechtspoli-
tischen Gründen und im Interesse der Gerechtig-
keit 168 Millionen mehr eingetrieben, als das Ge-
setz gestattet. Sie hat gegen die Barrückzahlung 
erhebliche Bedenken, weil es angeblich der Ratio, 
der Vernunft, entbehre, erst beizutreiben und 
dann zurückzuzahlen. Dafür kann ich leider nicht. 
Sie will statt dessen Erstattung durch „Änderung 
des Verwendungszweckes", ein höchst zweifelhaf-
tes Surrogat. 
Das Aufkommen aus der Investitionshilfe bildet 

jetzt ein Sondervermögen in Höhe von einer Mil-
liarde, und dann noch 168 Millionen. Dieses Son-
dervermögen hat eine besondere Rechtspersönlich-
keit. Eine Milliarde wurde der Grundstoffindustrie 
zugewiesen. Dafür hat die wieder Kredite gegeben, 
die an die Leute weitergegeben wurden, die ihrer 
Zahlungspflicht genügt haben. Aber jetzt ist von 
einem Sondervermögen nicht mehr die Rede, son-
dern die 168 Millionen kriegt die Industriekredit-
bank, 

(Abg. Samwer: Bei weitem nicht diese 
Höhe!) 

die davon ihrerseits wieder Wertpapiere gibt, und 
nach allgemeinen Grundsätzen soll das Geld nach-
her in kommerzieller Form bankmäßig verwendet 
werden. 
Die Änderung des Verwendungszwecks wird 

bestimmt nicht ohne Widerspruch und ohne Folgen 
bleiben. Nach allem, was geschehen ist — Verkauf der 
Wertpapiere usw. usw.—,ist eine quotale Rückzah-
lung nicht möglich. Diese Aufbringungspflichtigen 
sind ja befriedigt; sie haben ja Wertpapiere be-
kommen. Sie haben sie wieder verkauft. Sie sind 
also aus dem Gesetz ausgeschieden. Aber wenn ich 
wirklich ernsthaft über die Verwendung dieser 
168 Millionen nachdenke, so muß ich mir sagen — 
ich hoffe, Sie werden mir zustimmen, meine Damen 
und Herren —, daß nur wirkliche Rückzahlung ein 
wirkliches Schlußgesetz bedeutet. Alles andere 
gibt neue Komplikationen. 
Die Änderung des Verwendungszweckes hat 

wahrscheinlich eine Verfassungsklage im Gefolge. 
Der ursprüngliche Gedanke war doch, der Grund-
stoffindustrie zu helfen. Der Bergbau hat z. B. 
228 Millionen bekommen. Jetzt kriegt eine Privat-
bank — eine Privatbank, wiederhole ich —
168 Millionen, beinahe denselben Betrag, und zwar 
ohne Konkurrenz, als eine Kapitalerhöhung. Das 
ist ein merkwürdiger Kapitalmarkt! Die Privat-
bank macht sicher ein glänzendes Geschäft dabei. 
Die Aufbringungspflichtigen müssen auch jetzt 
wieder jahrelang warten. Sie kriegen also eine 
Verzinsung von 4%, die am Ende des Jahres aus-
gezahlt wird. Ich weiß nicht, es wäre ganz inter-
essant, einmal durch einen parlamentarischen Aus-
schuß untersuchen zu lassen, wieso und was für 
ein Geschäft die Industriekreditbank gemacht hat. 
Aber die Industriekreditbank wurde so ungefähr 
als eine Regierungsstelle behandelt und ohne Be-
denken zu den Beratungen hinzugezogen. 
Die 168 Millionen also liegen da bei der Indu-

striekreditbank. Wertpapiere werden erst ab 
30. September 1955 geliefert, und so sind die Dum-
men die Leute, die jetzt noch bezahlt haben. Tech-
nische Schwierigkeiten können bei der Rückzah-
lung nicht unüberwindlich sein. Das Bundesfinanz-
ministerium muß den Zeitpunkt des Erreichens der 
einen Milliarde genau feststellen. Was eingezahlt 
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worden ist, muß auch wieder in irgendeiner Form 
herauskommen, entweder in bar oder als Wert-
papier. Weitergegeben an die Grundstoffindustrie 
kann nur eine Milliarde sein. Ich bin überzeugt, 
wenn man will, kann man in vier Wochen alles 
wieder zurückgezahlt haben, was mehr eingezahlt 
ist als eine Milliarde bzw. was nicht mit Wertpa-
pieren versorgt ist. Die Industriekreditbank 
könnte nur wenigen Kredite geben, ganz wenigen. 
Die anderen werden sich beschweren und Prozesse 
anstrengen, weil sie sich weigern, ihrer Konkur-
renz Kredite zu liefern. 
Im übrigen wissen wir, daß der Geldmarkt 

recht flüssig ist. Wenn die Industriekreditbank von 
7 bis 8% spricht, so ist das eigentlich ohne In-
teresse. 
Herr Staatssekretär Hartmann hat davon ge-

sprochen, daß 55 Millionen von den Finanzämtern 
gestundet worden sind. Das sind sicher so an die 
20 000 Fälle. Hier könnte man sofort das Verfah-
ren einstellen. Das Parlament beschwert sich bei 
jeder Gelegenheit, daß der Beamtenkörper wächst. 
Das kommt zum Teil daher, daß der Bundestag 
komplizierte Gesetze macht. Jetzt könnte man so-
fort aufhören. Damit hätte man Gelegenheit, Tau-
sende von Arbeitsstunden zu sparen und überflüs-
sigen Aktenanfall zu vermeiden. Hören wir nicht 
auf die Bürokratie, die von Staatsraison spricht! 
Denken wir auch selber nicht autoritär, indem wir 
sagen: wir haben das Gesetz gemacht, und jetzt 
muß es durchgeführt werden, sondern lassen wir 
den gesunden Menschenverstand sprechen! 

(Zurufe von der SPD.) 
Ich bitte auch meine Kollegen aus dem Wirtschafts-
ausschuß—Herr Samwer, Sie gehören auch dazu 
um eine neue Überprüfung der Sachlage. 

(Abg. Samwer: Seien Sie vorsichtig! — 
Heiterkeit!) 

— Ich muß ja mutig sein, ich bin der einzige, der 
es vertritt. Ich möchte bitten, daß wir uns die 
Sache noch einmal ansehen und dann ein wirk-
liches Schlußgesetz machen. 
Nach den Angaben des Herrn Kollegen Kurl-

baum sind 87 000 Aufbringungspflichtige da, die 
nur eine geringe Summe aufzubringen hatten; die 
haben aber trotzdem ihr Geld blutnötig. Denken 
wir an die Zonenrandgebiete, denken wir auch an 
die vielen Ostvertriebenen. Sie alle bekommen 
keine Kredite von der Industriekreditbank. Sie 
sind froh, wenn sie ihr Geld wieder haben. 

(Abg. Kurlbaum: Die brauchen ja nicht 
mehr zu zahlen, soweit ihnen gestundet 

worden ist!) 

— Ja, soweit es gestundet worden ist; aber es ist 
sehr wenigen gestundet worden. 
Ein Teil der Empfangsberechtigten, die Grund-

stoffindustrie, liegt noch mit der Ausgabe von 
Wertpapieren im Rückstand. Das wissen wir. Dar-
über ist in der 49. Plenarsitzung lang und aus-
führlich Beschwerde geführt worden. Herr Staats-
sekretär Hartmann wollte sich für eine schnelle 
Regelung einsetzen. Jetzt sollte man diesen Leuten 
einen Termin setzen: Wer bis zum 31. März die 
Wertpapiere der ersten Milliarde nicht geliefert 
hat, muß in bar zurückzahlen. 
Ich stelle also den Änderungsantrag, der Ihnen 

in Umdruck 288 vorliegt. Ich möchte noch folgendes 
feststellen — — 

(Abg. Arnholz: Ja was denn?) 

Zu dem Verlangen auf Zahlung nach Erreichung 
einer Milliarde möchte ich sagen, daß dafür die 
gesetzliche Grundlage fehlt. 

(Rufe in der Mitte: Au, au!) 

Denn es heißt im Gesetz: eine Milliarde soll ein-
gezahlt werden. Wenn wir heute sagen, daß wir 
über einer Milliarde liegen, dann ist das ein Gesetz 
mit rückwirkender Kraft. 

(Erneute Rufe in der Mitte: Au!) 

Auch das können sie nicht machen. 

Meine Damen und Herren! Damit habe ich Ihnen 
meine großen Bedenken vorgetragen. Ich hoffe, 
daß Sie nun nach dem Ihnen vorliegenden Antrag 
beschließen. In Umdruck 288 heißt es: 

(Zurufe von der Mitte: Kennen wir! — 
Liegt vor!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Umdruck ist den 
Mitgliedern des Hohen Hauses bereits bekannt. 

(Beifall.) 

Kirchhoff (CDU/CSU): Schön. Dann darf ich ab-
schließen, und ich hoffe, daß ich Sie alle über-
zeugt habe. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Raestrup. 

Raestrup (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß meinen lieben Freund 
Kirchhoff enttäuschen. Wenn wir, lieber Freund 
Kirchhoff, auch Berufskollegen sind und wenn wir 
in manchen Fragen zusammenarbeiten und auch 
ein gemeinsames Arbeitszimmer haben, 

(Heiterkeit) 

so muß ich doch die geistige Verwandtschaft mit 
Ihrem Antrag in aller Höflichkeit und Deutlichkeit 
ablehnen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Denn so geht es nicht. Was wollen Sie mit Ihrem 
Antrag? Sie wollen damit erreichen, daß diejeni-
gen, die absichtlich dem Gesetz Widerstand ge-
leistet und nicht gezahlt haben, dafür belohnt 
werden. Das ist die Folge Ihres Antrags. 

Meine Damen und Herren, daß ich dem Gesetz 
über die Investitionshilfe kritisch gegenüberstehe, 
wissen Sie ja; das habe ich häufig genug zum Aus-
druck gebracht. Wenn einige Gruppen glauben, das 
Gesetz sei nicht mit  unserem Grundgesetz zu ver-
einbaren, und nach Karlsruhe gehen, können sie 
daraus nicht ein Recht für sich folgern, dem Ge-
setz einfach den Gehorsam zu verweigern. 

(Sehr richtig! in der Mitte und links.) 

Gerade wir, lieber Freund Kirchhoff, als Unter-
nehmer haben in den heutigen turbulenten Zeiten 
genügend Veranlassung, alles zu vermeiden, was 
praktisch so aussieht, als wollten wir die Autorität 
des Bundestages als Gesetzgeber irgendwie her-
untersetzen. 

(Beifall.) 

Darum, mein lieber Herr Kirchhoff, geht die Aus-
einandersetzung. 

Ich will im übrigen die ganze Leidensgeschichte 
dieses Gesetzes hier nicht wiederholen. Das In-
vestitionshilfe-Schlußgesetz sollte auf meinen Vor- 
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schlag als Präambel den Satz haben: Einmal und 
nicht wieder! Damit habe ich gesagt, wie ich zu der 
Sache stehe. 

Nun haben wir uns, die Vertreter aller Frak-
tionen, im Wirtschaftspolitischen Ausschuß abge-
müht, einen gangbaren Weg zu finden. Und  di es er 
Weg ist gangbar. Wir müssen end lich fertig wer-
den. Wir wollen ja, lieber Freund Kirchhoff, heute 
nicht das Investitionshilfegesetz schaffen — dann 
hätte ich für Ihre Ausführungen Verständnis —, 
sondern wir wollen es heute b e g r a b en,  und 
am Grabe soll man über einen Verstorbenen im-
mer nur Gutes sagen. 

Meine Damen und Herren, ich will Ihre Geduld 
nicht weiter in Anspruch nehmen. Bitte, tun Sie 
uns den Gefallen. Ich kenne die Dinge aus eigenem 
Erleben auf das allergenaueste. Wir haben hier 
etwas geschaffen, was gut, gesund und vernünftig 
ist und dem alle Mitglieder des Wirtschaftspoliti-
schen Ausschusses mit Ausnahme von Herrn Kirch-
hoff zugestimmt haben. 

Nun bitte ich das Hohe Haus herzlich, dem Ge-
setzentwurf zuzustimmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Zu dem bereits aufgerufenen § 1 rufe ich 
noch die §§ 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 auf, auf die sich 
der Änderungsantrag Umdruck 288 bezieht. Da 
Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, darf ich, über 
den Änderungsantrag des Abgeordneten Kirchhoff, 
Umdruck 288, als Ganzes abstimmen lassen, da 
sämtliche Bestimmungen miteinander zusammen-
hängen. Wer dem Antrag Kirchhoff zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist auch „ein-
stimmig", Herr Abgeordneter Kirchhoff! — 

(Heiterkeit.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. — Gegen eine Stim-
me abgelehnt. 

(Abg. Arnholz: Begräbnis dritter Klasse!) 

Wer den aufgerufenen §§ 1 bis 9 in der Fassung 
der Ausschußvorlage zuzustimmen wünscht, den 
bitte 'ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe §§ 9 a und 10 auf.—Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmungen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Es ist so beschlossen. Wer Einleitung 
und Überschrift zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 
Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem Ge-
setz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich vom Platze zu erheben. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — In diesem 
Falle, Herr Abgeordneter Kirchhoff, hätten Sie sich 
eigentlich vom Platz erheben müssen; 

(Abg. Arnholz: Er hat sich geniert!) 

ich will aber davon absehen. Bei einer Stimment-
haltung ist das Gesetz im übrigen einstimmig ange-
nommen worden. 

Ich habe jetzt noch über Ziffer 2 der Drucksache 
1072 (neu) abstimmen zu lassen, den Antrag Druck-
sache 676 für erledigt zu erklären. Wer zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen; ist ist so 
beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das am 6. September 
1952 unterzeichnete Welturheberrechtsab-
kommen (Drucksache 757); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für ge-
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
(17. Ausschuß) (Drucksache 1032). 
(Erste Beratung: 43. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Dr. Furler. 

Dr. Furler (CDU/CSU), Berichterstatter: Meine 
Damen und Herren! Als Berichterstatter des Aus-
schusses für gewerblichen Rechtsschutz und Ur-
heberrecht muß ich zu dem vorliegenden Gesetz-
entwurf wegen der allgemeinen und internationa-
len Bedeutung der Materie einige Erklärungen ab-
geben. Zum Verständnis des Welturheberrechtsab-
kommens, das am  6. September 1952 in Genf von 
40 Staaten, darunter auch von Deutschland, unter-
schrieben wurde, ist folgendes vorauszuschicken. 
Es ist einleuchtend, daß der Schutz der geistigen 
Leistung auf dem Gebiet der Literatur und der 
Kunst, der national begründet ist, gewisser inter-
nationaler Regelungen bedarf. Dies folgt einmal 
aus der Materie selbst, weil die Bücher und die 
Kunstwerke über die ganze Erde verbreitet wer-
den, es folgt aber auch aus der Tatsache, daß die 
nationalen Regelungen in den Staaten der Welt 
sehr unterschiedlich sind. Es gibt Staaten mit einem 
zurückgebliebenen Urheberrecht, mit Vorstellun-
gen, die bei uns seit Jahrzehnten überwunden sind. 
Es gibt aber auch Staaten, die ein außerordentlich 
fein entwickeltes Urheberrecht haben. 
Sie wissen, daß wir in der Bundesrepublik zwei 

Gesetze haben, eines für die Werke der Literatur 
und ein anderes für die Werke der bildenden 
Kunst, und daß gegenwärtig eine große Urheber-
rechtsreform im Gange ist, die auch im Zusammen-
hang mit den internationalen Regelungen steht. 
Diese internationalen Regelungen konnten ein-

mal zwischen zwei Staaten getroffen werden, die 
sich tin Rahmen anderer Abkommen auch über ur-
heberrechtliche Dinge einigten. So haben wir mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika schon seit 
1892 ein Abkommen, das auch heute noch in Kraft 
ist. Es gibt aber auch Regelungen, die sehr viele 
Staaten umfassen, so die berühmte und seit 1886 
bestehende Berner Union, die Berner Übereinkunft, 
in der nun über 40 Staaten der Welt  in  bezug auf 
den Schutz des Urheberrechts zusammengeschlos-
sen sind. . 
Nun ist die Frage: Warum hat man nicht einfach 

die Berner Union erweitert, warum ein Welt-
urheberrechtsabkommen? Das ist eigentlich die 

 Grundfrage des Ganzen, worum es heute geht. Die 
Welt, ich muß es sagen, zerfällt auf dem Gebiet 
ides  Schutzes des Urheberrechts ein drei große Grup-
pen. Zunächst einmal — das ist auch ganz klar — 
sind Länder wie Sowjetrußland und China an die-
sem Welturheberrechtsabkommen so wenig wie an 
der Berner Übereinkunft beteiligt. Trotz des 
Namens „Welturheberrechtsabkommen" scheidet 
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also der große Block dieser Länder aus.  Aber auch 
innerhalb der übrigen Länder in der westlichen 
Welt war eine Spaltung vorhanden. Die eine 
Gruppe — das waren im wesentlichen west- und 
mitteleuropäische Staaten, die Staaten des Com-
monwealth wie Australien, Indien, Pakistan, Süd-
afrika und andere wie Japan, Siam oder die Türkei 
— stand der Gruppe der  nord-, mittel- und süd-
amerikanischen Staaten gegenüber. Vom ganzen 
amerikanischen Kontinent waren der Berner Union 
nur Brasilien und Kanada angeschlossen. Die Ver-
einigten Staaten konnten sich nicht dazu entschlie-
ßen, beizutreten, und die Staaten Mittel- und Süd-
amerikas haben sich ebenfalls ferngehalten. In die-
ser Situation hat man versucht, die Vereinigten 
Staaten in die Berner Konvention zu bringen. Das 
war im Jahre 1935 fast geglückt. Der Senat der 
USA hatte dem Beitritt schon zugestimmt, aber die 
Vollendung scheiterte wieder. 

Nach dem Kriege hat die UNESCO den Versuch 
wiederaufgenommen, diese Rechte im Interesse 
der Urheber auf der ganzen westlichen Welt zu 
vereinigen. Das Ergebnis ,dieses Versuchs ist die  
Welturheberrechtskonvention. Zu ihr ist zu sagen,  
daß sie inhaltlich erheblich hinter dem liegt, was 
wir in der Berner Übereinkunft längst haben. Sie 
verpflichtet die Staaten, ein ausreichendes Urheber-
recht zu schaffen, ohne zu sagen, 'wo die Grenzen 
des Ausreichenden liegen. Was aber wichtig ist: sie 
setzt auch den Grundsatz der Inländerbehandlung 

 durch, der für uns schon ein alter Grundsatz ist, 
den  Grundsatz der Berner Konvention nämlich, daß 
kein Staat sagen darf: wir behandeln ein Werk 
der  Literatur, ein Werk der  Kunst deshalb schlech-
ter, weil es von einem Ausländer stammt, sondern 
daß jeder Staat nach dieser Konvention allen Ur-
hebern der Welt die Rechte gewährt, die er selbst 
seinen eigenen Staatsangehörigen gibt. Das ist auch 
in dem Welturheberrechtsabkommen festgelegt. 
Nun  aber zur Hauptdifferenz. Warum konnten 

die großen Mächte Amerikas sich dem europäischen 
System — so  will  ich es einmal nennen — nicht 
nähern? Weil eine Grunddifferenz bestand, die Dif-
ferenz nämlich in der Behandlung der Entstehung 

 dieser Urheberrechte. Während wir seit Jahrzehn-
ten auf dem Standpunkt stehen: in dem Augen-
blick, in dem ein Schriftsteller seine Novelle, ein 
Maler sein Bild vollendet hat, 'entsteht kraft Ge-
setzes und ohne Bürokratie, ohne Gebühren und 
ohne irgendwelche Formalitäten sein absolutes, sein 
ganzes Leben und noch eine lange Zeit danach 
dauerndes Recht, stehen andere Staaten, darunter 
auch die Vereinigten Staaten, auf dem Standpunkt, 
daß hier gewisse Formalitäten eingehalten werden 
müssen. Über diese grundsätzliche Frage konnte 
man sich nicht einigen. 

Man hat nun im Welturheberrechtsabkommen 
ein Kompromiß geschlossen. Man hat folgendes ge-
macht. Die Staaten, die den formellen Standpunkt 
vertreten, behalten für ihre Staatsangehörigen und 
für die Werke, die in ihrem Gebiet veröffentlicht 
sind, ihr 'bisheriges Recht bei. Aber sie erkennen 
die frei entstandenen Rechte dann an, wenn eine 
Mindestformalität ,eingehalten wird, wenn wenig-
stens in dem Buch — das ist der Kompromiß — ein 
großes C in einem Kreis — der Copyright-Ver-
merk —, der Name des Inhabers des  Urheberrechts 
und die Jahreszahl der ersten Veröffentlichung 
stehen. Diese drei Bedingungen müssen eingehalten 
werden. Werden sie auf Grund dieses Welturheber-

rechtsabkommens eingehalten, dann besteht auch I 
für ein deutsches, für ein französisches Buch in den 
Vereinigten Staaten der dortige Schutz. 

Ich will nun auf den weiteren Inhalt dieser Kon-
vention nicht eingehen. Sie befaßt sich auch mit 
der Dauer des Urheberrechts, auch hier nicht so 
fortschrittlich wie die Berner Übereinkunft, was 
Sie schon daran sehen, daß als Mindestfrist die 
Lebenszeit des Urhebers und 25 Jahre danach ver-
langt werden, während nach der Berner Überein-
kunft die Lebenszeit und 50 Jahre danach als Min-
destschutzdauer des Urheberrechts verlangt werden. 
Man hat auch mit dem Übersetzungsrecht noch 

einige Schwierigkeiten. Hier wurde eine Art 
Zwangslizenz eingeführt. Es kann also vorkommen, 
daß in einem südamerikanischen Staat, wenn dort 
sieben Jahre lang keine spanische Übersetzung 
eines Werkes erschienen ist, der Staat eine Zwangs-
lizenz erteilt, allerdings unter scharfen Kautelen. 
Es müssen gewisse Bedingungen eingehalten wer-
den. Der Urheber muß seine Lizenz verweigert 
haben, es muß eine angemessene Vergütung ge-
leistet werden, die Zahlung der  Vergütung muß 
gesichert werden, es muß garantiert sein, daß eine  
gute Übersetzung erfolgt, daß der Name und der 
Titel unverändert bleiben und ähnliches mehr. 
Die Frage ist nun: Warum befürworten wir den 

Beitritt zu dieser Welturheberrechtskonvention, 
wenn wir schon seit Jahren eine viel weitergehende 
Konvention besitzen? Der tiefere Grund liegt 
darin: Wir wollen, daß die Welt, auch die Vereinig-
ten Staaten und die südamerikanischen Staaten, 
auf diesem Gebiet zusammenwächst, und wir hof-
fen, daß durch die Entwicklungsmöglichkeit in  der 

 Welturheberrechtskonvention auch dieses Konven-
tionsrecht im Sinne eines geläuterten, großen, weit-
gehenden Urheberrechts fortgebildet wird, daß also 
die Konvention schließlich dahin kommt, wo die 
Berner Übereinkunft heute schon ist. Die mehr 
technischen Vorteile, die in der Ihnen vorliegenden 
Denkschrift der Regierung noch aufgeführt sind, 
wiegen demgegenüber nicht so schwer; ich brauche 
daher auf sie nur zu verweisen. Das ist also der 
tiefere Grund: das Zusammenwachsen wenigstens 
der westlichen Welt auf dem Gebiet des internatio-
nalen Urheberrechts. 
Um nun dieses Zusammenwachsen zu erreichen, 

hat man — eine recht 'eigentümliche Situation — 
ein Zusatzprotokoll geschaffen, in dem ausdrücklich 
gesagt wird: Die einzelnen Länder können ihre 
Ratifikation davon abhängig machen, daß ein an-
derer, ganz bestimmt genannter Staat ebenfalls 
ratifiziert. Hier sind natürlich vor allem die Ver-
einigten Staaten von Amerika gemeint. Auch wir 
haben sowohl im Ausschuß für gewerblichen 
Rechtsschutz wie auch im Ausschuß für Fragen der 
Presse, des Rundfunks und des Films die Meinung 
vertreten, man solle unsere Ratifikationsurkunde 

 erst hinterlegen, wenn klargestellt ist, daß auch 
die Vereinigten Staaten ratifiziert haben. Wie 
ich höre, ist dies inzwischen erfolgt. Wir sind aber 
der Auffassung, daß es richtig ist, diese Frage der 
Ratifizierung durch die Vereinigten Staaten der 
Prüfung durch die Regierung zu überlassen, wes-
halb Ihnen der Ausschuß für gewerblichen Rechts-
schutz und Urheberrecht vorschlägt, dem Gesetz-
entwurf unverändert zuzustimmen, außerdem je-
doch eine Entschließung zu fassen, die lautet: 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Rati

-

fikationsurkunde gemäß Artikel VIII Ziffer 3 
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des Abkommens erst dann zu hinterlegen, 
wenn die USA ihrerseits hinterlegt haben. 

Ich bitte Sie, diesen Anträgen Ihre Zustimmung 
zu geben. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung die Artikel 1, —
2, — 3, — 4, — Einleitung und Überschrift. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das Wort 
wird nicht gewünscht; ich schließe die allgemeine 
Aussprache. Einzelberatung entfällt, nachdem 
Änderungsanträge nicht gestellt sind. Ich komme 
zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Stimm-
enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 
Ich bitte, dann noch über Ziffer 2 der Druck-

sache 1032 abzustimmen, nach der die Bundesre-
gierung ersucht wird, die Ratifikationsurkunde 
erst dann zu hinterlegen, wenn die USA ihrerseits 
hinterlegt haben. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig be-
schlossen. 

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die patentamtlichen 
Gebühren (Drucksache 546); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für ge-
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
(17. Ausschuß) (Drucksache 1089). 
(Erste Beratung: 36. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Dr. Bucher. 

Dr. Bucher (FDP), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich darf wohl 
Ihr Einverständnis damit unterstellen, daß ich Sie 
auf den schriftlich vorliegenden Bericht*) verweise. 
Ich möchte nur noch einige Bemerkungen dazu 
machen, die ich zunächst namens meiner Fraktion 
machen sollte, aber wohl im Auftrage des ganzen 
Ausschusses machen darf. 
Aus Kreisen der Wirtschaft wurden Besorgnisse 

geäußert, daß die vorgenommene Gebührenerhö-
hung zu einem Überschuß des Patentamtes führen 
werde und daß diese Gebührenerhöhung dann 
trotzdem bestehenbleiben solle. Es ist wohl ver-
ständlich, daß wir darauf hinweisen: Wenn eine 
solche Entwicklung einträte, würde selbstver-
ständlich die Gebührenerhöhung wieder rück-
gängig gemacht werden; denn es soll bei dem Prin-
zip bleiben, daß das Patentamt sich selber trägt. 
Ich darf noch ein Zweites dazu bemerken. Der 

Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz hat Ge-
legenheit genommen, die Beratung des Haushalts 
des Patentamts mit einer Besichtigung des Patent-
amts in München zu verbinden. Der Ausschuß 
konnte sich dabei wirklich davon überzeugen, daß 

*) Siehe Anlage 7. 

die verlangten Gebührenerhöhungen notwendig 
sind und daß es sich hier nicht um eine Behörde 
handelt, die etwa einen unsachlichen Drang hätte, 
sich auszudehnen, sondern daß hier wirkliche Be-
dürfnisse vorliegen. 
In diesem Sinne kann ich namens des Aus-

schusses die Annahme der Vorlage empfehlen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Ich rufe auf zur zweiten Lesung Art. 1, — 2, —

3, — Einleitung und Überschrift. — Das Wort hat 
der Abgeordnete Wagner. 

Wagner (Ludwigshafen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hätte das Wort 
zu diesem Punkt nicht ergriffen, wenn der Herr 
Kollege D r. Bucher nicht soeben erklärt 
hätte, er könne wohl auch für den Ausschuß 
für gewerblichen Rechtsschutz und Urheber-
recht die Erklärung abgeben, daß, wenn es 
sich herausstelle, daß beim Patentamt ein Über-
schuß vorhanden sei, die Gebühren wieder ab-
gebaut werden würden. Ich lege Wert darauf, 
sehr korrekt zu sein und zu sagen, daß sich der 
Ausschuß mit dieser Frage nicht beschäftigt hat. 
Das ist der mutmaßliche Wille, wie Herr Kollege 
Dr. Bucher ihn auslegt. Es könnte aber ein Zeit-
punkt kommen, an dem sowohl der Ausschuß wie 
der Bundestag beim Wort genommen würden. Ich 
erkläre also als Vorsitzender des Ausschusses, daß 
bei unseren Beratungen die Fragestellung nicht 
geherrscht hat, ob die Gebühr wieder herabgesetzt 
wird, wenn sich nach dieser Gebührenerhöhung 
beim Patentamt ein Überschuß ergeben sollte. 
Im übrigen ist das eine rein theoretische Frage. 

So, wie die Dinge heute liegen — bei unserer Be-
sichtigung des Patentamts am vergangenen Montag 
konnten wir uns davon überzeugen —, ist ja gar 
keine Chance dafür vorhanden, daß die Erhöhun-
gen, wie sie jetzt vorgenommen worden sind, 
irgendwie zu einem beträchtlichen Überschuß 
führen. Ich habe sogar — und ich glaube, mit 
den anderen Mitgliedern des Ausschusses — die 
Befürchtung, daß die Erhöhung, die wir jetzt vor-
nehmen, kaum ausreichen wird, eine Balancierung 
in Einnahmen und Ausgaben zu gewährleisten. 
Diese Erhöhung ist so vorsichtig, daß wirklich alle 
Betrachtungen um den Punkt, den der Herr Kol-
lege Dr. Bucher hier angeschnitten hat, theoretisch 
bleiben. Ich wollte nur als vorsichtiger Mann — 
und um ganz korrekt zu sein — feststellen, was 
der Ausschuß nun wirklich beschlossen hat und 
was er nicht beschlossen hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Bucher. 

Dr. Bucher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist richtig, daß der Ausschuß das 
nicht beschlossen hat, und ich muß mich insofern 
entschuldigen, als ich nicht vorher mit dem Herrn 
Vorsitzenden gesprochen habe. Ich habe ihn im 
Saale nicht gesehen—das mag mein Fehler sein —; 
ich habe deshalb nur mit dem Herrn Stellvertreten-
den Vorsitzenden gesprochen, und wir waren uns 
in dieser Hinsicht einig. Ich gebe dem Herrn Vor-
sitzenden auch darin völlig recht, daß das, was 
ich ausgedrückt habe, auf absehbare Zeit Theorie 
bleiben wird. Ich stimme seinen Ausführungen 
durchaus zu und wollte das ja auch zum Ausdruck 
bringen, daß die Gebührenerhöhungen nicht zu 
einem Überschuß führen werden. Ich beschränke 
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mich also darauf, die Erwartungen, die ich aus-
gesprochen habe, nur im eigenen Namen und im 
Namen meiner Fraktion, nicht im Namen des Aus-
schusses, auszusprechen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird nicht 
mehr gewünscht. Wer den Artikeln 1, 2 und 3, Ein-
leitung und Überschrift zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Es ist so be-
schlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 
Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 

Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über weitere Ergänzungen und Änderungen 
des D-Markbilanzgesetzes sowie über Er-
gänzungen des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
(Drittes D-Markbilanzergänzungsgesetz) 
(Drucksache 1019). 

Auf Begründung wird verzichtet. Aussprache ist 
nicht gewünscht. Ich schlage Ihnen vor, den Ge-
setzentwurf an den Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen als federführenden Ausschuß sowie 
an den Ausschuß für Geld und Kredit und den 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
zur Mitberatung zu überweisen. — Widerspruch 
erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags ,der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses zur Bereinigung des 
Reichs- und Bundesrechts (Gesetzgebungs-
enquete) (Drucksache 908). 

Zur Begründung des Antrages hat das Wort der 
Abgeordnete Hoogen. 

Hoogen (CDU/CSU), Antragsteller: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Mit dem Antrag 
Drucksache 908 möchte die antragstellende Fraktion 
der CDU/CSU einen ersten Schritt tun, um den 
Staatsbürger von solchen Gesetzesbestimmungen 
zu befreien, die durch Zeitablauf, durch nachfol-
gende Vorschriften, durch grundlegende Änderun-
gen der Verhältnisse oder auf eine sonstige Art 
und Weise gegenstandslos geworden sind. Es soll 
nach der Meinung der antragstellenden Fraktion 
ein Gesetzentwurf ausgearbeitet werden, der die 
Herausgabe einer bereinigten Sammlung des heute 
geltenden Bundesrechts zum Gegenstand hat. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, daß mit 
dem ersten Weltkriege und in der ihm folgenden 
Inflation die Gesetzgebungsmaschine auf immer 
höheren Touren zu laufen begann. An die Stelle 
unserer klassischen Gesetzgebung traten die Not-
gesetze. In nahezu unzähligen Vorschriften ver-
suchte man, für alle Gebiete des menschlichen Le-
bens ein engmaschiges Netz von Vorschriften zu 
flechten, durch das möglichst keiner mehr ent-
schlüpfen sollte. Hiermit war die Fesselung der 

Freiheit des Bürgers nahezu vollendet. Ein großer 
Teil der aus den vergangenen Jahrzehnten stam-
menden Vorschriften ist formell leider bestehenge-
blieben, weil nach Rückkehr geordneter Verhält-
nisse niemand sich mit der Beseitigung dieser un-
zeitgemäß gewordenen Vorschriften befaßte. Da-
durch ist das formell geltende Recht derart un-
übersichtlich geworden, daß die Beachtung des 
geltenden Rechts für den Staatsbürger geradezu 
unzumutbar geworden ist. 
Eine Bereinigung des gesamten Rechtes auf Bun-

desebene darf deshalb nach unserer Meinung nicht 
mehr länger hinausgeschoben werden. Während 
sich der Bundestag bisher nur dann mit der Auf-
hebung überalterter Vorschriften befaßt hat, wenn 
ihm neue Gesetzentwürfe zur Beschlußfassung vor-
gelegt worden sind, soll der nunmehr von der 
Fraktion der CDU/CSU beantragte Untersuchungs-
ausschuß an Hand einer in Kürze möglichen Vor-
lage einer Übersicht über den gesamten Rechts-
bestand der vergangenen 87 Jahre, d. h. seit dem 
Jahre 1867, eine Entscheidung treffen, welche un-
zeitgemäßen Vorschriften heute zur Aufhebung 
vorgeschlagen werden sollen. Der Untersuchungs-
ausschuß kann in vielen Fällen durch die materielle 
Anregung Zweifel beheben. Das dem Untersu-
chungsausschuß vorzulegende Material wird ferner 
Anlaß geben, die zur Zuständigkeit des Bundes 
gehörende Gesetzgebung zu vereinheitlichen, nach-
dem sie durch Zersplitterung leider sehr uneinheit-
lich geworden ist. 
Bei dieser Gelegenheit, d. h. bei der Aufhebung 

überholter Vorschriften, muß auch daran gedacht 
werden, solche Vorschriften zu beseitigen, die einen 
unnötigen Verwaltungsaufwand oder einen solchen 
Verwaltungsaufwand erfordern, der mit dem Er-
folg der gesetzgeberischen Arbeiten nicht mehr in 
Einklang zu bringen ist. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 
Diese Bereinigung und die Befreiung von über-
alterten Vorschriften tragen mit zur Wiederher-
stellung der Rechtssicherheit bei, und Sie wissen, 
meine Damen und Herren, daß das unser aller An-
liegen ist und daß es uns darauf sehr entscheidend 
ankommt. 
Durch eine systematische Darstellung des berei-

nigten Bestandes etwa nach der Methode, wie sie 
im Jahre 1948 in der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft durchgeführt worden ist, könnte die nahezu 
unmögliche  Auffindung des heute geltenden Rech-
tes wesentlich vereinfacht und erleichtert werden. 
Diese Vereinfachung und Befreiung des Rechtsbe-
standes von überflüssigem Ballast macht auch erst 
eine wirklich durchgreifende Vereinfachung der 
Verwaltung und eine Verringerung der Behörden 
und behördenähnlichen Stellen sowie des Beamten-
körpers möglich. Deshalb soll der Untersuchungs-
ausschuß nach dem Antrag auch prüfen, ob und 
in welchem Umfange durch die Gesetzesbereini-
gung Verwaltungsvereinfachungen und Einsparun-
gen erzielt werden können. Er soll ferner prüfen, 
ob auf Grund überholter Vorschriften noch Be-
hörden oder behördenähnliche Stellen irgendwo be-
stehen und demgemäß wegfallen könnten. 
Die Arbeiten des Untersuchungsausschusses bie-

ten aber auch eine willkommene Gelegenheit, sich 
mit einem Anliegen zu befassen, welches Regierung 
und Parlament nicht ernst genug nehmen können, 
nämlich die zukünftige Gesetzgebung einfacher, 
klarer, übersichtlicher und sprachlich besser zu ge-
stalten, um so letzten Endes eine Überanstrengung 
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des Rechtes für die Zukunft zu vermeiden und die 
alten Fehler nicht zu wiederholen. 

Noch einige wenige Worte zur Frage der ver-
fassungsrechtlichen Zuständigkeit des Parlaments 
zur Durchführung dieser Untersuchung. Weder die 
Bestimmungen der Weimarer Verfassung noch die 
des Grundgesetzes befassen sich mit dem Gegen-
stand der Untersuchung, die das Parlament durch-
zuführen berechtigt ist. Sowohl Art. 34 der Wei-
marer Verfassung wie Art. 44 des Grundgesetzes 
enthalten lediglich eine Verfahrens-, nicht auch 
eine Zuständigkeitsnorm. Gegenstand von Unter-
suchungen, also auch von Gesetzgebungsenqueten, 
können alle diejenigen Gebiete sein, auf denen das 
Parlament eine Kompetenz zur Gesetzgebung hat. 
Auf allen diesen Gebieten kann es auch eine Ge-
setzgebungsenquete veranstalten, und diese hat im 
vorliegenden Fall 'die Aufgabe, wie sich aus dem 
Antrag Drucksache 908 ergibt, durch Vornahme der 
für nötig gehaltenen Vorarbeiten in Form der 
Sammlung und Sichtung des Materials ein Gesetz-
gebungswerk, nämlich das der Bereinigung des gel-
tenden Rechtes, v Or zubereiten. 
Meine Damen und Herren, ich bin bei der Vor-

bereitung dieses Antrags mehrfach gefragt warden, 
ob d am i t nicht der  Ausschuß  eines  Parlaments 
überanstrengt würde und überfragt ware. Ich bin 
nicht dieser Meinung; denn vielen von Ihnen und 
auch mir persönlich ist durchaus bekannt, daß auf 
Grund eines Beschlusses des Hohen Hauses aus 
dem Jahre 1952 die Vorarbeiten für diese Arbeit 
im Bundesministerium der Justiz sehr weitgehend 
gediehen sind, daß aber auf der  anderen Seite die 
Weitertreibung dieses unbedingt notwendigen und  
zweifellos sehr guten Vorhabens sowohl an der 
Frage der Bereitstellung von Mitteln in sehr be-
scheidenem Umfang wie auch an der Frage  der 
Entscheidung von Ressortstreitigkeiten an man-
chen Stellen zu scheitern droht und daß unserer 
Meinung nach das Parlament sich mit dieser Sache, 
die eine Angelegenheit weitester, ich darf wohl 
sagen: aller Volkskreise ist, selbst zu befassen hat. 

In Ergänzung des Ihnen vorliegenden Antrags 
Drucksache 908 erlaube ich mir, dem Hohen Hause 
vorzuschlagen, mit der Durchführung der Unter-
suchung den Ausschuß für Rechtswesen und Ver-
fassungsrecht — 16. Ausschuß — zu beauftragen, 
und zwar deshalb, well aller Voraussicht nach mit 
Rücksicht auf die Materie Mitglieder dieses Aus-
schusses dem Untersuchungsausschuß angehören 
werden und es mir im Interesse einer Zeitplanung 
zwischen diesen beiden Ausschüssen richtig und 
ratsam erscheint, eine alsbaldige Inangriffnahme 
der Materie und eine beschleunigte Durchführung 
dieser uns sehr am Herzen liegenden Bereinigung 
sicherzustellen. Ich habe mir infolgedessen erlaubt, 
dem Herrn Präsidenten insoweit einen Ergänzungs-
vorschlag zu unterbreiten, der das zum Inhalt hat, 
was ich Ihnen eben vortragen durfte. Ich bitte Sie, 
sowohl den Antrag Drucksache 908 wie auch den 
Ergänzungsantrag anzunehmen . 
(Beifall bei der CDU/CSU und beim  GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Justiz. 

Neumayer, Bundesminister der Justiz: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Das Bundesministerium der Justiz begrüßt die 
Anregungen, die der Herr Vorsitzende des Rechts

-

ausschusses soeben dem Hohen Hause gegeben hat. 
Ich darf dazu folgendes bemerken. Schon das 
Rechtsamt der Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes hat sehr bedeutsame Vorarbeiten 
getroffen, eine Gesetzgebungsenquete durchzufüh-
ren. Als dann das Bundesjustizministerium gegrün-
det wurde, hat mein Vorgänger, Herr Kollege Dr. 
Dehler, es als eine vordringliche Aufgabe betrach-
tet, diese vom Rechtsamt der Verwaltung dies Ver-
einigten Wirtschaftsgebietes begonnenen Arbeiten 
fortzuführen. Seitdem beschäftigt sich das Bundes-
justizministerium mit dieser Gesetzgebungsenquete. 
Zum Teil mußten  die Arbeiten wegen Personal-
mangels unterbrochen werden, sie wurden aber auf 
ein Ersuchen des Hohen Hauses vom 6. Februar 
1952 wieder aufgenommen und sind nun zu einem 
gewissen Abschluß gekommen. Nunmehr sind rand 
40 000  Karteikarten  aller Rechtsvorschriften aus 
etwa 300 Jahresbänden von 42 Verkündungsblät-
tern verschiedener örtlicher Geltungsbereiche  ein-
schließlich des Besatzungsrechts und  der das Reichs-
recht ändernden Landesgesetzgebung erfaßt. Die 
modern eingerichtete Kartei gibt zur Zeit nur Aus-
kunft über die Frage, ob eine Rechtsvorschrift 
durch eine spätere Rechtsvorschrift ausdrücklich 
geändert oder aufgehoben worden ist. Offen bleibt 
natürlich jetzt noch die Frage, welche früheren, seit 
dem Jahre 1867 erlassenen Rechtsvorschriften durch 
ein Gesetz des Bundestages geändert  bzw. aufge-
hoben werden müssen. Diese Frage wird zur Zeit 
geprüft, und das Material wird dem Hohen Hause 
nach Abschluß der Arbeiten vorgelegt werden. 
Zunächst war es Ziel dieser Vorarbeiten, eine 

Übersicht über den gesamten formell noch 
gültigen Rechtsstoff zu gewinnen und die Unter-
lagen für eine Neubekanntmachung dies noch gel

-

tenden Rechts — was ich eben bereits sagte —  zu  
schaffen, wie das mit diem Ersuchen des Hohen 
Hauses vom 6. Februar 1952 verlangt worden war. 
Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es noch einer 
näheren Untersuchung, welches Recht durch späte-
res widersprechendes Recht aufgehoben wurde, 
ohne daß die aufgehobenen und geänderten Vor-
schriften einzeln genau bezeichnet waren. Um 
diese in unserer Gesetzgebung leider häufigen Fälle 
hinsichtlich ihrer sachlichen Auswirkung genau ab-
grenzen und bestimmen zu können, wurde im Be-
nehmen mit  den Ressorts eine systematische Glie-
derung erarbeitet, die eine möglichst überschnei-
dungsfreie Einordnung aller Rechtsvorschriften 
nach Sachgebieten erlaubt. Die Gliederung soll 

auch die Grundlage der Systematik einer künftigen 
Gesetzessammlung bilden. 
Weiterhin sind geeignete Vorkehrungen getrof-

fen worden, daß bei der Sichtung des gesamten 
Rechtsstoffes und bei Aufstellung einer systemati-
schen Sammlung keine Vorschrift vergessen wird. 
Als nächste Arbeit ist nun geplant, diese  40 000 

Karten der Vorschriften entsprechend der Gliede-
rung systematisch zu ordnen. Aus der ständigen 
Beobachtung der Bundesgesetzgebung und ihrer 
systematischen Einordnung in den Fundstellen-
nachweis über die Bundesgesetzgebung besteht für 
diese Arbeit bereits mehrjährige Erfahrung. 
Als weitere Maßnahme ist  die  Aufstellung eines 

systematischen Registers unter gleichzeitiger Fest-
legung des Wortlauts der noch geltenden Rechtsvor-
schriften geplant. Das systematische Register, das 
alle Rechtsvorschriften  eines Sachgebietes der 
Gliederung zusammenfaßt und das die Aussage 
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über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Vor-
schriften enthält, bildet die Unterlage für eine 
mögliche Bereinigung unseres Rechts durch Auf-
hebung überholter und veralteter Rechtsvor-
schriften. 

Um diese Arbeit, für die sonst alle Vorbereitun-
gen getroffen sind, in einem Zuge möglichst bald 
durchführen zu können, ist eine vorübergehende 
Verstärkung des zuständigen Referats um einige 
geeignete Hilfskräfte des höheren und gehobenen 
Dienstes erforderlich. Ich möchte Ihnen doch einmal 
einige Zahlen bekanntgeben, damit Sie erkennen, 
wie umfangreich diese Arbeiten sind, die hier durch-
geführt werden müssen. Wir haben festgestellt, daß 
seit 1867 rund 42 545 Rechtsvorschriften erlassen 
worden sind. Hiervon sind ungültig, d. h. also be-
reits aufgehoben oder geändert, 16 282, so daß for-
mell noch 26 263 gültig sind. Wir sind aber der 
Überzeugung, daß von diesen 26 000 Vorschriften 
— was nachgeprüft werden muß — ebenfalls noch 
eine große Anzahl als ungültig bezeichnet bzw. 
aufgehoben werden muß. Wir rechnen damit, daß 
von den insgesamt 42 545 Vorschriften schließlich 
noch ungefähr ein Fünftel übrigbleiben wird. Wie 
schwierig die Sache ist, ergibt sich auch daraus: 
Wir haben im Reichsgesetzblatt von 1914 bis 1945 
insgesamt 15 590 Rechtsvorschriften festgestellt. 
Hiervon sind nur 1159 Gesetze des Parlaments. 
11 497 sind Notmaßnahmen und Verordnungen auf 
Grund besonderer Ermächtigungen. 
Bei  den Erwägungen, wie eine Sammlung des 

fortgeltenden Rechts angelegt, mit welcher Rechts

-

kraft sie ausgestattet und in welcher Art vorge-
gangen werden soll, wurden, wie ja schon Herr Ab-
geordneter Hoogen ausgeführt hat, die Erfahrungen 
ausgewertet, die in der Schweiz gesammelt worden 
sind. In der Schweiz ist in den letzten Jahren auf 
der Basis der Erfahrung von mehr als 40 kanto

-

nalen Gesetzessammlungen eine bereinigte Samm-
lung des Schweizer Bundesrechts durchgeführt 
worden. Diese mit der Schweiz gezogenen Ver-
gleiche haben ergeben, daß nahezu in allen Punk-
ten des bereits geübten wie auch des beabsichtigten 
Vorgehens Übereinstimmung herrscht. Die Pro-
bleme sind in beiden Fällen etwa die gleichen. Al-
lerdings sind bei der Schweiz die Verhältnisse in-
folge ruhiger politischer und staatsrechtlicher Ent-
wicklung wesentlich einfacher als bei uns. Ich habe 
ja bereits darauf hingewiesen — und Ihnen die 
Zahlen bekanntgegeben —, wie bei unserer Gesetz-
gebung seit 1914 die außergewöhnlichen Maßnah-
men gegenüber der normalen Entwicklung und dem 
normalen Gang der Gesetzgebung eine ganz be-
sondere Stellung, einen ganz besonders großen 
Raum einnehmen. Es wird hier nicht genügen, 
dem Schweizer Vorbild zu folgen und lediglich das 
gültige Recht aus der Summe der ergangenen 
Rechtsvorschriften abzuleiten. Es bedarf in vielen 
Fällen der formellen Aufhebung von Vorschriften, 
deren Gültigkeit zweifelhaft ist  oder die den heu-
tigen Verhältnissen aus anderen Gründen nicht 
mehr entsprechen. 
An sich ist ja der Gedanke der Bereinigung un-

seres Rechts nicht neu. Ich darf daran erinnern, 
daß das Hohe Haus bereits eine Reihe von Ge-
setzen verabschiedet hat, die sich mit der Bereini-
gung unübersichtlicher oder unzulänglich gewor-
dener Verhältnisse befaßt haben. Ich begrüße  es 
aber besonders, daß durch die Anregung des Herrn 
Vorsitzenden des Rechtsausschusses die Aufmerk-
samkeit des Hohen Hauses auf diese bereits ge-

leisteten Arbeiten gelenkt wird, das gesamte seit 
 1867 entstandene Reichs- und Bundesrecht auf sei-

nen gültigen Bestand zu untersuchen, das Veraltete 
auszumerzen und den noch geltenden Rechtsbestand 
in übersichtlicher Form darzustellen. 
Die Vorteile für die Rechtssicherheit und für die 

Vereinfachung der Verwaltung, die sich aus einem 
solchen Vorhaben ergeben, brauche ich nicht beson-
ders hervorzuheben. 
Ich darf nur die Hoffnung aussprechen, daß die-

sem Werk im Gegensatz zu einem bereits im Jahre 
1926 im Reichstag eingebrachten Entwurf, der das 
gleiche Ziel verfolgte, möglichst bald ein Erfolg 
beschieden sein möge. Ich begrüße auch besonders 
die Anregung, die der Herr Abgeordnete Hoogen 
vorhin gegeben hat, daß der Untersuchungsaus-
schuß auch prüfen möge, inwieweit es durch diese 
Gesetzesenquete möglich sein wird, Einsparungen 
in der Verwaltung und sonstwie vorzunehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung, zuerst über 
den Änderungsantrag*) des Abgeordneten Hoogen, 
hinter der Ziffer 3 b des Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU Drucksache 908 als neuen Absatz fol-
gendes anzufügen: 

Mit der Durchführung der Untersuchung wird 
der 16. Ausschuß beauftragt, dem insoweit die 
Rechte aus Art. 44 des Grundgesetzes zustehen. 

Wer diesem Antrag des Abgeordneten Hoogen zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Es ist so beschlossen. 

Ich komme zur Abstimmung ü ber den Gesamt-
antrag Drucksache 908. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (18. Ausschuß) 
über den Antrag der Abgeordneten Dr. Dr. 
h. c. Müller (Bonn), Mühlenberg und Ge-
nossen betreffend Nutzungsentschädigung 
für Bauern im Gebiet an der holländischen 
Grenze; 
über den Antrag der Fraktion der SPD be-
treffend Hilfsmaßnahmen für die Landwirt-
schaft im Zonenrandgebiet; 
über den Antrag der Abgeordneten Wacher 
(Hof), Fuchs, Freiherr Riederer von Paar und 
Genossen betreffend Beihilfen für Grenz-
bauern (Drucksachen 1052, 253, 434, 529). 

An Stelle des Berichterstatters, des Abgeordne

-

ten Frühwald, spricht der Abgeordnete Dr. Blank. 

Dr. Blank (Oberhausen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Früh-
wald, der soeben zur Grünen Woche nach Berlin 
abreisen mußte, hat mich gebeten, an seiner Stelle 
den Bericht des Haushaltsausschusses zu erstatten. 
Es handelt sich, wie eben vom Herrn Präsidenten 

schon aufgerufen wurde, um die Anträge Druck-
sachen 253, 434 und 529. 
Im Antrag Drucksache Nr. 253 wird gefordert, 

aus dem Grenzlandfonds jährlich den Betrag vorab 

*) Umdruck 289. 
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zur Verfügung zu stellen, der notwendig ist, um 
die Eigentümer landwirtschaftlich genutzter Grund-
stücke, die jenseits der deutschen Landesgrenzen 
liegen und deren Nutznießung ihnen entzogen ist, 
zu entschädigen. Dieser Antrag löste eingehende 
Erörterungen im Ernährungsausschuß aus. Er 
brachte als Folgewirkung eine Zusammenstellung 
des Bundesernährungsministeriums über die Zahl 
der Betriebe und die Flächeneinheiten, die jen-
seits der Landes- und Zonengrenzen liegen und der 
Nutznießung durch die Eigentümer entzogen sind. 

Nun der Antrag Drucksache 434. Die Antragstel-
ler verlangen, daß Pachtaufwendungen für verlo-
rengegangene Eigenflächen vergütet und Wirt-
schaftsbeihilfen an Betriebe, die keine Ersatzpacht

-

fläche erhielten, gewährt werden. 
Der Antrag Drucksache 529 geht dahin, eine 

angemessene Beihilfe zu gewähren, wenn die Be-
triebe in ihrer Existenz gefährdet sind. 

Neben dem Ernährungsausschuß hat sich auch der 
Grenzlandausschuß eingehend mit diesen Anträgen 
befaßt und die Einbeziehung des Landes Berlin 
gefordert. Laut Nachweis des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sind 
im Lande Berlin 37 Betriebe mit 166 ha betroffen. 

Noch bevor der Haushaltsausschuß sich am 
7. September 1954 endgültig mit den Anträgen be-
faßt hat, haben das Bundesministerium der Finan-
zen und das Bundesministerium für Wirtschaft am 
12. Juni und am 8. Juli 1954 Grundsätze für die 
Gewährung von Wirtschaftsbeihilfen zur Erhal-
tung der Existenz von grenzdurchschnittenen Be-
trieben an die Landesregierungen herausgegeben. 
Die Mittel für die Gewährung werden dem Einzel-
plan 60, Kap. 6002, Tit. 950, entnommen, der einen 
Gesamtbetrag von 115,2 Millionen DM aufweist. 
Nach Mitteilung der Bundesregierung ist für die-
sen Zweck ein Betrag von rund 1 Million DM not-
wendig. 

Diese Entschädigungen sind als eine Vorleistung 
auf Rechtsansprüche anzusehen, die im Kriegs-
folgenschlußgesetz endgültig geregelt werden müs-
sen. Nach den Grundsätzen vom 12. Juni und 
8. Juli 1954 ist also im besonderen dem Antrag 
Dr. Müller, diese Mittel dem Grenzlandfonds zu 
entnehmen, als auch dem Antrag Drucksache 434 
und dem Antrag Drucksache 529 Rechnung getra-
gen. Dem Antrag des Ausschusses für gesamtdeut-
sche und Berliner Fragen, Berlin in diese Entschä-
digung einzubeziehen, konnte nicht stattgegeben 

werden. Die dort zu entschädigende Fläche ist nicht 
so bedeutend, als daß sie nicht aus der Berlin-
Hilfe vom Land Berlin selbst abgegolten werden 
könnte. 
Da das Land Nordrhein-Westfalen nicht in die 

Grenzlandhilfe nach Einzelplan 6002 Tit. 950 ein-
bezogen ist, wurde von der Bundesregierung mit 
diesem Lande vereinbart, daß es diese Beihilfen 
im Bereich seiner Westgrenze aus dem eigenen 
Haushalt aufbringt. 
Nach den Grundsätzen, die an die Länder her-

ausgegeben worden sind, können weder öffent-
liches Eigentum noch abgetrennte Waldflächen in 
diese Vergütung einbezogen werden. Die Vergü-
tungsbeiträge bis zu 140 DM je Hektar landwirt-
schaftliche Nutzfläche je nach prozentualem An-
teil am vorher bestehenden Gesamtbetrieb wurden 
vom Ausschuß gutgeheißen. Die Wirtschaftsbeihil-
fen dürfen auch nur an b e s t e h en de  Betriebe 
gezahlt werden und sind nicht dazu bestimmt, den 
Eigentümer für die erlittenen Verluste zu entschä-
digen; das ist Sache der endgültigen Regelung 
durch das Kriegsfolgenschlußgesetz. Auch soweit 
es dem Betriebsinhaber gelungen ist, Ersatzflächen 
zu pachten, kann keine Vergütung gewährt werden. 
Der Haushaltsausschuß billigte die in diesen 

Richtlinien festgelegten Grundsätze und beschloß, 
die Anträge Drucksachen 253, 434 und 529 durch 
die im Rahmen der Grundsätze für die Gewährung 
von Wirtschaftsbeihilfen zur Erhaltung der 
Existenz von durchschnittenen landwirtschaftlichen 
Betrieben vom 2. September 1954 zu treffende Re-
gelung als erledigt zu erklären. 
Namens des Ausschusses darf ich das Hohe Haus 

bitten, diesem Beschluß seine Zustimmung zu 
geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Wird das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich die Damen 
und Herren, die dem Mündlichen Bericht des 
Haushaltsausschusses auf Drucksache 1052 zuzu-
stimmen wünschen, die Hand zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Wir stehen am Ende der heutigen Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste, die 66. Sitzung des Deut-
schen Bundestages ein auf Donnerstag, den 17. Fe-
bruar 1955, 9 Uhr. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 10 Uhr 55 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Der Präsident hat für einen Tag Urlaub erteilt 
den Abgeordneten 

Bauknecht 
Frühwald 
Struve 
Wacher (Hof) 
Kriedemann 
Frehsee 

Seither 
Mauk 
Dr. Preiß 
Müller (Wehdel) 
Voß 
Frau Rösch 

Mensing 
Ehren 
Diel 
Neuburger 
Dr. Löhr 
Dr. Wellhausen 
Geiger (Aalen) 
Dr. Bartram 
Margulies 
Diekmann 
Dr. Gille 
Rehs 

Häussler 
Teriete 
Dr. Schild (Düsseldorf) 
Even 
Glüsing 
Wolf (Stuttgart) 
Kühlthau 
Dr. Gleissner (München) 
Frau Ackermann 
Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) 
Neumann 
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Anlage 2 	 Umdruck 285 
(Vgl. S. 3356 B) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer-
versorgung (Drucksachen 1128, 68, zu 68): 

Der Bundestag wolle beschließen: 
§ 47 wird in der Fassung der Regierungsvorlage 

wiederhergestellt. 

Bonn, den 26. Januar 1955 

Dr. Stammberger 
Euler und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 288 
(Vgl. S. 3358 A, 3368 A) 

Änderungsantrag des Abgeordneten Kirchhoff 
zur zweiten Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP eingebrachten 

Anlage 4 

Entwurfs eines Gesetzes über den Abschluß der 
Investitionshilfe der gewerblichen Wirtschaft (In-
vestitionshilfe-Schlußgesetz) (Drucksachen 1072 
[neu], 996, 676): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

§ 1 

(1) Alle auf dem Investitionshilfegesetz be-
ruhenden Aufbringungsverbindlichkeiten sind 
mit Wirkung vom 30. August 1954 erloschen. 

(2) Nach diesem Zeitpunkt geleistete Zahlun-
gen sind von der Industriekreditbank AG zu-
rückzuerstatten, soweit bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eine Übernahme von Gegenwerten 
nicht erfolgt ist. 

2. §§ 2 bis 9 werden gestrichen. 

Bonn, den 27. Januar 1955 

Kirchhoff 

Drucksache 1128 
(Vgl. S. 3355 D) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(29. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über das 

Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung 
(Drucksachen 68, zu 68) 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Dr. Probst 

I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde am 3. Dezember 1953 
nach der ersten Beratung im Plenum dem Aus-
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen zur 
Behandlung überwiesen. Dieser unterzog den Ent-
wurf einer intensiven Beratung in 15 Sitzungen. 
Er schlägt folgende Änderungen vor: 

II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Zu § 1 
Der § 1 in der Fassung des Ausschußbeschlusses 

stellt gegenüber dem Regierungsentwurf klar, daß 
unter dem Begriff der Verwaltungsbehörden im 
Sinne des vorliegenden Gesetzentwurfes zu ver-
stehen sind nur die im Gesetz über die Errichtung 
der Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversor-
gung vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 169) bezeich-
neten. Sie haben die Aufgabe, das Bundesversor-
gungsgesetz durchzuführen. 
Die nach dem Bundesversorgungsgesetz begrün-

dete Zuständigkeit der Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung bleibt unberührt. Dieses Ge-
setz findet keine Anwendung auf das Verwaltungs-
verfahren zur Durchführung der §§ 25 bis 27 des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

Zu §2 

Im § 2 wurden die Sätze 2 und 3 im Sinne der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Ände-
rungsvorschlag des Bundesrates zusammengezogen. 

Der Ausschuß traf eine Abgrenzung zwischen 
dem § 2 und dem § 47 dahingehend, daß der § 2 
die Aufgabe hat, im Interesse der Kriegsopfer eine 
einheitliche Durchführung dies  materiellen Versor-
gungsrechtes, insbesondere bei Fragen von grund-
sätzlicher Bedeutung oder erheblicher finanzieller 
Auswirkung, zu gewährleisten. Diese Aufgabe 
liegt nach Auffassung des Ausschusses in der Zu-
ständigkeit des Bundesministers für Arbeit. Daher 
hat der Ausschuß sich dem Beschluß des Haus-
haltsausschusses, .wonach die Einschaltung des 
Bundesministers der Finanzen gemäß dem Regie-
rungsentwurf erhalten bleiben sollte, nicht an-
geschlossen. 

Entsprechend einem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat, hat der Ausschuß die Streichung des § 2 Abs. 2 
beschlossen. 

Er hat an diesem Beschluß festgehalten trotz 
der gegenteiligen Stellungnahme des Haushalts-
ausschusses, der die Beibehaltung der Fassung der 
Regierungsvorlage dem Hause empfiehlt. 
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Zu §3 
In § 3 Abs. 1 und 2 wurde die Formulierung an 

den Wortlaut des Sozialgerichtsgesetzes ange-
glichen. 
Der Begriff „wohnt" wurde, um die an sich 

schon große Verwaltungsarbeit nicht noch unnötig 
zu erschweren, im Sinne des Vorschlags des Bun

-

desrates dahingehend präzisiert, daß es sich um 
einen dauernden Wohnsitz oder nicht nur vorüber-
gehenden Aufenthalt handeln muß. 
Im Gegensatz zum Regierungsentwurf sieht die 

Ausschußfassung zu Abs. 4 eine Regelung auch für 
den Fall vor, daß Verwaltungsbehörden verschie-
dener Länder beteiligt sind. Von der Zuständig-
keitsverteilung innerhalb des Bundeskabinetts 
ausgehend, beschloß der Ausschuß, den Bundes-
minister für Arbeit als die entscheidende Stelle zu 
benennen. 

Zu Abs. 5 hat der Ausschuß sich dem Ände-
rungsvorschlag des  Bundesrates angeschlossen, wo-
nach die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden 
für Personen, die ihren Wohnsitz oder nicht nur 
vorübergehenden Aufenthalt im Ausland haben, 
durch den Bundesminister für Arbeit geregelt 
wird, und zwar durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates. 

Zu §4 
Die im § 3 festgelegten Begriffe „Wohnsitz" und 

„nicht nur vorübergehender Aufenthalt" wurden 
auch in § 4 eingearbeitet. 
Als Beginn der neuen Zuständigkeit wurde der 

Zeitpunkt der Abgabe der Akten festgelegt, um 
sicherzustellen, daß die bisher zuständige Behörde 
bis dahin ihrerseits noch tätig werden muß. 

Zu §5 
Die im § 3 Abs. 4 Satz 2 getroffene Regelung 

gilt entsprechend für § 5 Abs. 1 letzter Satz. 

Zu §6 
Zu § 6 Abs. 2 hatte der Bundesrat vorgeschlagen, 

das Wort „zulässig" durch das Wort „rechtswirk-
sam" zu ersetzen. Der Ausschuß stimmte dieser 
Änderung zu. 

Zu §7 
In § 7 Abs. 3 des Entwurfs wurde der Hinweis, 

daß aus der Nichtbeantwortung einer Aufforderung 
der Verwaltungsbehörde im Sinne des § 7 ungün-
stige Schlüsse für den geltend gemachten Anspruch 
gezogen werden können, gestrichen. An dessen 
Stelle tritt der Hinweis, daß im Falle der Nicht-
beantwortung trotz Unvollständigkeit des Antrags 
nach Lage der Akten entschieden werden kann. 

Zu § 9 und §10 
§ 9 Abs. 2 des Regierungsentwurfs hatte vor-

gesehen, daß die Verwaltungsbehörde einen beson-
deren Vertreter für Geschäftsunfähige oder be-
schränkt Geschäftsfähige ohne gesetzlichen Vertre-
ter bestellen kann, dem die gleichen Rechte wie 
einem gesetzlichen Vertreter, außer der Annahme 
von Zahlungen, zustehen sollten. Diese Bestimmung 
wurde vom Ausschuß gestrichen. 

Abs. 3 des § 9 wurde entsprechend geändert. 
§ 10 wurde gestrichen. 

Zu § 11 

§ 11 wurde den entsprechenden Bestimmungen 
des § 73 des Sozialgerichtsgesetzes angepaßt. 
Als Abs. 6 des § 11 wurde die Fassung des Abs. 3 

des Regierungsentwurfs übernommen mit der Maß-
gabe, daß hinter dem Wort „Beistand" die Worte 
„die nicht Rechtsanwälte sind" eingefügt werden. 
Dadurch soll zum Ausdruck gebracht werden, daß 
Rechtsanwälte entsprechend der bereits bestehen-
den gesetzlichen Regelung nicht als bevollmächtigte 
Beistände zurückgewiesen werden können. 

Zu § 13 

§ 13 hat insofern eine wesentliche Ausweitung 
erfahren, als die  Auskunftspflicht der Ärzte gegen-
über den Versorgungsbehörden aus dem § 20 des 
Regierungsentwurfs (Rechts- und Amtshilfe) her-
ausgelöst und in den § 13 (Aufklärung des Sach-
verhalts) hineingenommen wurde. 
Um dadurch nicht den § 13 zu stark auszuweiten, 

wurden die Absätze 2 und 3 in  der  Fassung des 
Regierungsentwurfs zu einem neuen § 13 a zusam-
mengefaßt. Angesichts der Bedeutung, die der 
Beiziehung privatärztlicher Auskünfte und Unter-
suchungsunterlagen sowie von Krankendokumen-
ten der Krankenanstalten und Träger der Sozial-
versicherung für die Aufklärung des Sachverhalts 
— sowohl im Interesse der Versorgungsverwaltung 
wie des Antragstellers — zukommt, ist eine gegen-
über dem ursprünglichen Regierungsentwurf er-
weiterte Regelung im neuen Abs. 2 des § 13 getrof-
fen worden. Insbesondere kommt darin zum Aus-
druck, daß eine solche Beiziehung nicht nur mit 
Einverständnis, sondern auch auf Wunsch des An-
tragstellers erfolgen kann. 
Ein besonderer Hinweis wurde eingebaut, wo-

nach die Verwaltungsbehörde für die Wahrung des 
ärztlichen Berufsgeheimnisses Sorge zu tragen hat. 

Zu § 17 
Aus gesetzestechnischen Gründen wurde der ur-

sprüngliche § 18 des Regierungsentwurfs in die 
vom Ausschuß beschlossene abgeänderte Fassung 
zum § 17 gebracht, während die Regelung des § 17 
dies  Regierungsentwurfs in den § 18 eingearbeitet 
ist. 
Der neue § 17 sieht vor, daß von den Verwal-

tungsbehörden angeordnet werden können: das 
persönliche Erscheinen des Antragstellers oder Ver-
sorgungsberechtigten zur mündlichen Erörterung 
der gestellten Anträge, zur ärztlichen Untersuchung 
oder zur Vornahme sonstiger Feststellungen, sowie 
seine Beobachtung in einer Krankenanstalt oder 
versorgungsärztlichen Untersuchungsstelle. 
Eine wesentliche Verbesserung im Sinne des An-

tragstellers bedeutet die neue Bestimmung, wonach 
ärztliche Untersuchungsmaßnahmen, die einer 
Operation im Sinne des § 22 des Bundesversor-
gungsgesetzes gleichkommen, nicht ohne Zustim-
mung des Antragstellers oder Versorgungsberech-
tigten vorgenommen werden dürfen. 

Zu § 18 
Der § 18 stellt eine Zusammenfassung dar der 

Bestimmungen der §§ 13 Abs. 2, 15, 16 Abs. 1 so-
wie § 17 Abs. 1 unter teilweiser Ausweitung durch 
den Hinweis darauf, daß über den Antrag erst 
entschieden werden darf, wenn der Antragsteller 
vorher schriftlich darauf hingewiesen worden ist, 
daß sein Verhalten nachteilige Folgen für ihn 
haben kann. 
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Zu § 20 
Der neue § 20 beschränkt sich auf die Festlegung 

der Verpflichtung aller Behörden und der Träger 
der Sozialversicherung zur Rechts- und Amtshilfe, 
sowie zur Auskunfterteilung gegenüber den Ver-
waltungsbehörden und sonstigen Stellen der 
Kriegsopferversorgung. 

Zu § 21 
Zu § 21 wurde der  Anregung des Bundesrates 

entsprochen. 

Zu § 24 
Zu § 24 ist zu sagen,  daß der Ausschuß die Strei-

chung des Hinweises auf § 62 des Bundesversor-
gungsgesetzes für überflüssig hält, zumal im § 1 
ausdrücklich auf das Bundesversorgungsgesetz ab

-

gestellt ist. Besondere Erwähnung verdient der neu 
hinzugefügte Abs. 2 des § 24. Hiermit ist aus-
drücklich festgestellt, daß die Bindung der Verwal-
tungsbehörden mit der Zustellung oder dem Zu-
gang des Bescheides eintritt. 

Zu §§ 27 bis 29 
Die §§ 27 bis 29 haben mit Rücksicht auf das in-

zwischen ergangene Verwaltungszustellungsgesetz 
eine neue Fassung erfahren. Dabei tragen die 
§§ 28 und 29 den Besonderheiten der Versorgungs-
verwaltung Rechnung. 

Zu § 31 
§ 31 Abs. 2 hat durch den Beschluß dies Aus-

schusses eine Abänderung dahingehend erfahren, 
daß Auskünfte im Sinne des § 13 Abs. 2 
Satz 3 und ärztliche Gutachten sowie Nebenleistun

-

gen, die  von  den Verwaltungsbehörden eingeholt 
werden, nach dem Bundesversorgungstarif zu ver-
güten sind. 

Zu § 32 
§ 32 erhält lediglich eine redaktionelle Anpassung 

an die veränderte Paragraphen-Bezeichnung. 

Zu § 35 
Der § 35 hat eine straffere redaktionelle Formu-

lierung erhalten. 

Zu § 36 
Im § 36 wurde in Satz 1 das Wort „Berechtigten" 

durch das Wort „Beteiligten" ersetzt. Dies bedeutet 
eine Anpassung an den Begriff „Beteiligte" im § 8. 

Zu § 41 
Zu § 41 Abs. 1 hat der Ausschuß beschlossen, 

hinter die Worte „rechtliche Unrichtigkeit" einzu-
fügen: „im Zeitpunkt ihres Erlasses". Ferner wurde 
der letzte Satz des Abs. 1 als überflüssig gestrichen. 

Zu § 42 
Die Einleitung des § 42 Abs. 1 hat durch den 

Beschluß des Ausschusses eine Klarstellung erfah-
ren. Die im Regierungsentwurf vorgesehene Er-
messensentscheidung wurde umgewandelt in eine 
bindende Vorschrift in bezug auf erneute Entschei-
dung in besonderen Fällen, deren Aufzählung aus 
dem Regierungsentwurf unverändert übernommen 
wurde. 
Im Abs. 2 Nr. 2 wurde der Begriff „wegen Man-

gels an Beweis" ersetzt durch die Fassung „wegen 

Mangels an Beweisen". Ferner wurde ein neuer 
Abs. 3 angefügt, der eine Klarstellung bringt in 
bezug auf die rückwirkende Zahlung von Ver-
sorgungsbezügen bei Zugunsten-Bescheiden nach 
Abs. 1 Nr. 10. Eine Minderung oder Entziehung der 
Versorgungsbezüge tritt erst mit Ablauf des Mo-
nats ein, der auf die Zustellung des die Änderung 
aussprechenden Bescheides folgt. 

Zu § 43 
Im § 43 Abs. 1 wurden die Fristen in bezug auf 

die Bestimmungen des § 42 verlängert. 

Zu § 45 
§ 45 Abs. 1 hat lediglich eine redaktionelle Än-

derung erfahren. 

Zu § 47 
Bei Beratung des § 47 Abs. 2 hat sich der Aus-

schuß diem Antrag dies  Bundesrates auf Streichung 
angeschlossen. Dabei ging der Ausschuß in seiner 
Mehrheit davon aus, daß in bezug auf das Wei-
sungsrecht des Bundes hinsichtlich der wirtschaft-
lichen Verwaltung von Haushaltsmitteln des Bun-
des durch die Länder im Grundgesetz eine Lücke 
klaffe, die nur durch ein verfassungsänderndes 
Gesetz, nicht aber mit Hilfe der Vorschrift eines 
einfachen Bundesgesetzes geschlossen werden 
könne. 

Die  Abs. 1 und 3 des Regierungsentwurfs wurden 
unverändert angenommen. 
Der Haushaltsausschuß hat dem Ausschuß für 

Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen unter dem 
12. November 1954 in dieser Frage folgende Stel-
lungnahme zugehen lassen: 

„Der Entwurf eines Gesetzes über das Verwal-
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung — 
Drucksache 68 und zu Drucksache 68 — wurde 
dem Haushaltsausschuß durch Beschluß des 
Ältestenrats des Deutschen Bundestages am 
3. September 1954 zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß hat sich mit dem Gesetzentwurf 
befaßt und zunächst die ihm von grundsätzlicher 
Bedeutung erscheinende Frage geprüft, ob die 
von idem Ausschuß für Kriegsopfer- und Heim-
kehrerfragen beschlossene Streichung des Abs. 2 
des § 47 — Weisungsrecht hinsichtlich der wirt-
schaftlichen Verwaltung von Bundesmitteln — 
unter haushaltsrechtlichen Gesichtspunkten ver-
treten werden könne. Dabei hat der Ausschuß 
in seiner überwiegenden Mehrheit der Auffas-
sung des Bundesrates nicht beitreten können, der 
die Streichung des ganzen § 47 vorschlägt und in 
seiner Begründung ausführt, daß Abs. 2 dem 
Art. 84 Abs. 5 des Grundgesetzes widerspreche. 
Auch dem Beschluß des Ausschusses für Kriegs-
opfer- und Heimkehrerfragen, aus verfassungs-
rechtlichen Bedenken den Abs. 2 zu streichen, 
konnte er nicht zustimmen. Er schließt sich viel-
mehr der Auffassung der Bundesregierung an, 
daß die Bestimmungen des § 47 nicht im Wider-
spruch zu Art. 84 des Grundgesetzes stehen. Ent-
scheidend ist,  daß der Bund nach Art. 120 des 
Grundgesetzes (in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
Ziffer 8 des Ersten Überleitungsgesetzes) auf dem 
Gebiet der Kriegsopferversorgung die alleinige 
Finanzverantwortung trägt. Daher müssen ihm 
alle Befugnisse zustehen, die ihn zur Wahrneh-
mung dieser Verantwortung befähigen. Dem 
Bund ist somit ein Mitwirkungsrecht bei der 
Verwendung der von ihm zu tragenden Haus- 
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haltsmittel einzuräumen, das ein Weisungsrecht 
des  Bundesministers der Finanzen und des Bun-
desministers für Arbeit, denen nach dem Grund-
gesetz die haushaltsrechtliche Verantwortung ge-
genüber dem Bundestag hinsichtlich der Verwen-
dung der Bundesmittel obliegt, einschließt, wie 
es in Abs. 2 des § 47 vorgesehen ist. Dieses ge-
setzlich festzulegende Weisungsrecht soll neben 
den Befugnissen nach § 2 des Gesetzes auch 
gleichzeitig eine einheitliche und gleichmäßige 
Behandlung aller Kriegsopfer sichern. 
Im übrigen nimmt der Haushaltsausschuß auf 

die Begründung in der Stellungnahme der Bun

-

desregierung zu den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates Bezug, in welcher die verfassungs-
rechtlichen Bedenken, die den Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen zur Strei-
chung des Abs. 2 des § 47 bewegt haben, absolut 
schlüssig widerlegt sind. Die verfassungsrecht-
liche Zulässigkeit der Bestimmungen des § 47 
ergibt sich insbesondere aus den Art. 65, 109, 112, 
114 und 120 des Grundgesetzes. 
Aus den gleichen Gründen hat der Haushalts-

ausschuß dem Beschluß des Ausschusses für Kriegs-
opfer- und Heimkehrerfragen, in Abs. 1 Satz 5 
des in Beziehung zu § 47 stehenden § 2 die Worte 
„oder von erheblicher finanzieller Auswirkung 
für den Bund" sowie die Worte „und des Bundes-

ministers der Finanzen" zu streichen, nicht fol-
gen können. 

Der Haushaltsausschuß hat daher gegen 2 Stim-
men beschlossen, dem Bundestag zu empfehlen, 
in Abweichung von den Beschlüssen des Aus-
schusses für Kriegopfer- und Heimkehrerfragen 
§ 2 und § 47 in der Fassung der Regierungsvor-
lage anzunehmen." 

Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrer-
fragen hat  trotz der gegenteiligen Stellungnahme 
des Haushaltsausschusses an seinem Beschluß der 
Streichung des Abs. 2 des § 47 festgehalten. 

Zu § 48 
Der Beschluß des Ausschusses zu § 48 hat sich 

im wesentlichen angeschlossen dem Abänderungs-
vorschlag der Bundesregierung, der eine Zustim-
mung zu dem Vorschlag des Bundesrates bedeutet. 
Dabei wurde der letzte Satz im Abs. 2 gestrichen. 

Der Abs. 5 wurde angepaßt an das inzwischen 
ergangene Verwaltungsvollstreckungsgesetz. 

Bonn, den 12. Januar 1955 

Frau Dr. Probst 
Berichterstatterin 

Drucksache 1115 
(Vgl. S. 3357 C) 

Anlage 5 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Arbeit (27. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes betreffend das 

Übereinkommen Nr. 81 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 11. Juli 1947 über die 
Arbeitsaufsicht in Gewerbe und Handel 

(Drucksache 939) 

Berichterstatter: Abgeordneter Kutschera 

Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner 14. Sit-
zung vom 2. Dezember 1954 den Entwurf eines 
Gesetzes betreffend das Übereinkommen Nr. 81 
der Internationalen Arbeitsorganisation vom 
11. Juli 1947 über die Arbeitsaufsicht in Gewerbe 
und Handel — Drucksache 939 — beraten. 
Der Entwurf verpflichtet die ratifizierenden Mit-

gliedstaaten der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, dem Übereinkommen entsprechende Rechts-
vorschriften zu erlassen. Das Übereinkommen 
selbst enthält keine unmittelbar wirkenden Rechts-
normen; vielmehr muß jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation eine Aufsicht für 
die gewerblichen Betriebe und für die Handels-
betriebe errichten bzw. unterhalten. 

In Deutschland besteht nach dem Preußischen 
Gesetz vorn 16. Mai 1853 für die gewerblichen Be-
triebe bereits eine Arbeitsaufsicht. Die heutige 
Gewerbeaufsicht entspricht grundsätzlich den von 
dem Übereinkommen Nr. 81 gestellten Anforde-
rungen hinsichtlich der Arbeitsaufsicht. Es sei in 
diesem Zusammenhang auf § 139 b der Gewerbe-
ordnung für das Deutsche Reich, auf § 27 der 

Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (RGBl. I 
S. 437), auf § 2 des Gesetzes über gesundheits-
schädliche oder feuergefährliche Arbeitsstoffe vom 
25. März 1939 (RGBl. I S. 581) verwiesen. 
Für die Handelsbetriebe sind die Arbeitszeit und 

der Jugendschutz in derselben Weise geregelt wie 
für die gewerblichen Betriebe. Auch hier wird 
die Aufsicht über die Durchführung von den Ge-
werbeaufsichtsbehörden wahrgenommen. Es ist 
vorgesehen, daß auch die Aufsicht über den Ge-
sundheitsschutz und den technischen Arbeitsschutz 
in den Handelsbetrieben den Gewerbeaufsichtsbe-
hörden übertragen wird. Entsprechende gesetzliche 
Vorschriften werden zur Zeit von der Bundesregie-
rung vorbereitet. 
Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß 

das Übereinkommen ratifiziert werden könne. 

Bonn, den 16. Dezember 1954 

Kutschera 
Berichterstatter 
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Anlage 6 	 zu Drucksache 1072 (neu) 
(Vgl. S. 3357 D) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) über den von den Fraktionen der CDU/CSU, 

SPD, FDP, GB/BHE, DP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über den 

Abschluß der Investitionshilfe der gewerblichen Wirtschaft  
(Investitionshilfe-Schlußgesetz) 

(Drucksache 996) 

und über den Antrag der Abgeordneten Raestrup, Stücklen, Spies (Emmenhausen), Dr. Dollinger und 
Genossen betreffend 

Rückerstattung aus dem Investitionshilfe-Aufkommen 
(Drucksache 676) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Starke 

I. Begriffsbestimmung 

Investitionshilfegesetz im Sinne dieses Berichts 
ist das Gesetz über die Investitionshilfe der ge-
werblichen Wirtschaft vom 7. Januar 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 7) mit den in Drucksache 1072 (neu), 
Seite 7, § 9 a bezeichneten Änderungen. 

II. Vorbemerkung 

Nach § 1 des Investitionshilfegesetzes war die 
einmalige Aufbringung von 1 Milliarde DM zur 
Deckung des vordringlichen Investitionshilfebe-
darfs des Kohlenbergbaues, der eisenschaffenden 
Industrie und der Energiewirtschaft vorgesehen. 
Seit etwa Mitte 1954 ließ sich übersehen, daß das 
Investitionshilfeaufkommen auf Grund des im In-
vestitionshilfegesetz festgelegten Aufbringungs-
satzes nach Abzug der Erlasse und uneinbringlichen 
Beträge den Betrag von 1 Milliarde DM um über 
100 Millionen DM übersteigen würde. Die Not-
wendigkeit, Abwicklungs- und Abschlußbestim-
mungen bezüglich des Investitionshilfegesetzes zu 
erlassen, und der Wunsch, einige Bestimmungen 
des Investitionshilfegesetzes den gegenwärtigen 
Umständen anzupassen, waren Anlaß zu dem An-
trag Drucksache 676 und zu dem gemeinsamen An-
trag aller Fraktionen des Bundestages in Druck-
sache 996. 

Der Antrag Drucksache 676 ist in der 49. Sitzung 
am 15. Oktober 1954, der Antrag Drucksache 996 
in erster Lesung in der 58. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 8. Dezember 1954 beraten worden; 
beide Anträge sind dem Ausschuß für Wirtschafts-
politik (21. Ausschuß) überwiesen worden. 

Der Ausschuß hat die Anträge in den Ausschuß-
sitzungen am 9. und 11. November 1954, am 3. und 
9. Dezember 1954 und am 12. Januar 1955 beraten. 
Er beantragt: 

1. Dem Gesetzentwurf — Drucksache 996 — mit den 
aus der Zusammenstellung in Drucksache 1072 
(neu) S. 2 ff. ersichtlichen Änderungen zuzustim-
men; 

2. den Antrag — Drucksache 676 — durch die Be-
schlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären. 

III. Zum Inhalt des Gesetzes 
Nach eingehender Würdigung aller Umstände 

ergab sich für den Ausschuß die Notwendigkeit, in 
dem Gesetzentwurf Bestimmungen vorzusehen 
über: 

1. Die Verwendung des 1 Milliarde DM überstei-
genden Aufkommens an Investitionshilfe. 

2. Den Abschluß ides  Aufbringungs- und Ein-
ziehungsverfahrens. 

3. Das Einziehungsverfahren selbst. 
4. Das Erlöschen des Sondervermögens. 

1. Im Investitionshilfegesetz ist bestimmt, daß 
einmalig 1 Milliarde DM aufgebracht werden sol-
len. Tatsächlich war dieser Betrag zur Zeit der Be-
ratungen des Wirtschaftspolitischen Ausschusses 
beträchtlich überschritten. Wegen der nicht vor-
hersehbaren Dauer der Aufbringung sowie wegen 
der Schwierigkeit, das Aufbringungsergebnis recht-
zeitig zu übersehen (zur Zeit der Beratungen des 
Wirtschaftspolitischen Ausschusses waren noch 
über 30 000 Aufbringungspflichtige mit ihren Zah-
lungen rückständig), konnte eine Ermäßigung des 
Aufbringungssatzes nach § 7 Abs. 3 des Gesetzes 
nicht rechtzeitig vorgenommen werden. Der Aus-
schuß hat zunächst geprüft, ob eine Streichung der 
noch nicht bezahlten Beträge durch Gesetz empfeh-
lenswert sei. In Übereinstimmung mit der öffent-
lichen Meinung und mit der Stellungnahme der 
Organisationen der aufbringungspflichtigen Wirt-
schaft hat der Ausschuß eine solche Lösung aus 
rechtspolitischen Gründen einstimmig abgelehnt, 
da durch sie, mindestens zum großen Teil, Zah-
lungsunwillige begünstigt worden wären. Es blieb 
damit, wenn man von Milderungen des Ein-
ziehungsverfahrens absieht, nur die Möglichkeit, 
das Einziehungsverfahren fortzusetzen und so 
schnell wie möglich zu beenden. 
Das Rechtsgefühl sprach angesichts der Besti m-

mungen des Investitionshilfegesetzes dafür, das 
Mehraufkommen an die Aufbringungspflichtigen 
zurückzuzahlen. Mit der Entscheidung, das Einzie-
hungsverfahren fortzusetzen, stand aber trotz aller 
vorgesehenen Beschleunigungsmaßnahmen fest, 
daß das Aufbringungs-Soll erst nach geraumer 
Zeit, das Aufbringungs-Ist frühestens nach einem 
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Jahr feststehen würde. Vor diesem Zeitpunkt war 
eine endgültige und abschließende Rückzahlung 
des Mehraufkommens, sei es in der Form der Bar-
ausschüttung, sei es in der Form der quotalen 
Rückerstattung, nicht möglich. Ganz abgesehen da-
von hätten bei einer Barausschüttung des Mehr-
aufkommens im Zusammenhang mit der Wertpa-
pierausschüttung gerade die pünktlichen Zahler 
entweder Wertpapiere nehmen oder auf Barbeträge 
bis zur Feststellung des Ist-Aufkommens warten 
müssen, was vermutlich dazu geführt hätte, daß 
die Barbeträge dann gerade für die säumigen Zah-
ler reserviert geblieben wären, bei denen noch da-
zu in vielen Fällen im letzten Augenblick vorher 
beigetrieben worden war. Bei einer quotalen Rück-
zahlung hätten unter erheblicher, unproduktiver 
Verwaltungsarbeit entweder nach dem jeweiligen 
Istbestand des Mehraufkommens quotale Ab-
schlagsrückzahlungen gegeben werden müssen, 
oder es hätte mit der Rückzahlung bis zur Fest-
stellung des Ist-Aufkommens nach Abschluß des 
Einziehungsverfahrens (nach dem Gesetzentwurf 
31. Dezember 1955) überhaupt gewartet werden 
müssen, bis zu einem Zeitpunkt also, zu dem nach 
dem Vorschlag des Ausschusses alle Aufbringungs-
pflichtigen, wenn man von einzelnen Sonderfällen 
absieht, längst ihre Wertpapiere in der Hand 
haben. 

Bei dieser schwierigen Sachlage hat der Aus-
schuß sich schließlich dafür entschieden, einen Weg 
zu wählen, bei dem die Aufbringungspflichtigen 
zum größten Teil (vor allem die pünktlichen Zah-
ler) möglichst bald einen Gegenwert für ihre Zah-
lung in Gestalt von Wertpapieren erhalten, die sie 
bei der jetzigen und für das kommende Jahr zu 
erwartenden Kapitalmarktsituation ohne Verlust, 
in vielen Fällen sogar mit Gewinn, veräußern 
können. Damit ist man zwar formal von dem 
Grundsatz des Investitionshilfegesetzes, daß nur 
1 Milliarde DM aufgebracht werden soll, abge-
wichen, materiell jedoch hat man die nach mensch-
lichem Ermessen zeitlich schnellste, finanziell be-
friedigendste und damit wohl rechtspolitisch rich-
tige Lösung gewählt. Der Ausschuß hat  diesen 
grundsätzlichen Beschluß gegen nur zwei Stimmen 
gefaßt. 

Das 1 Milliarde DM übersteigende Aufkommen wird 
nach dem Vorschlag des Ausschusses zur Zeichnung 
von Schuldverschreibungen der Industriekredit-
bank verwendet (§ 6 Abs. 1). Die Ausstattung der 
Schuldverschreibungen erfolgt entsprechend den 
Bestimmungen für die sonstigen Wertpapiere in 
§ 31 Abs. 1 des Investitionshilfegesetzes. Durch 
eine besondere Bestimmung, die nach idem Wegfall 
des Kapitalmarktförderungsgesetzes notwendig 
war, wird die steuerliche Behandlung der Zinsen 
für diese Schuldverschreibungen entsprechend der 
Begünstigung der sonstigen Wertpapiere durch das 
Investitionshilfegesetz geregelt. Soweit die 
Schuldverschreibungen für Aufbringungsbeträge, 
die bis zum 31. Mai 1955 gezahlt werden, ausge-
geben werden, werden sie mit den anderen Wert-
papieren den Erwerbsberechtigten zur Übernahme 
angeboten bzw. entsprechend § 32 Abs. 4 des In-
vestitionshilfegesetzes abschließend zugeteilt; letz-
teres gilt auch für alle Erwerbsberechtigten, deren 
Anspruch erst nach dem 31. Mai 1955 entsteht 
(weil sie erst zu diesem späteren Termin zahlen), 
wobei diese Zuteilung innerhalb zweier Monate 
nach Zahlung, spätestens am 30. September 1955, 
erfolgt. 

Nach § 6 Abs. 3 des Gesetzentwurfes hat die 
Industriekreditbank das ihr bei dieser Regelung 
zufließende Mehraufkommen (etwa 130 bis 150 Mil-
lionen DM) für Kredite an Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft zu verwenden, die den in 
§ 1 des  Investitionshilfegesetzes genannten Wirt-
schaftszweigen nicht angehören. Der Ausschuß hat 
sich zu dieser Regelung entschlossen, weil sie die 
Mittel möglichst breit streut und damit der Mehr-
betrag in einer Form verwendet wird, die der 
Rückerstattung am nächsten kommt, indem allen 
Aufbringungspflichtigen grundsätzlich ein gleiches 
Anrecht auf diese Kredite eingeräumt wird. 
Im § 6 Abs. 3 des Gesetzentwurfs ist noch be-

stimmt, daß kleine und mittlere Unternehmen be-
vorzugt zu berücksichtigen sind. Der Ausschuß ist 
hierbei davon ausgegangen, daß diese Unterneh-
men einen unmittelbaren Zugang zum Kapital-
markt nicht besitzen. 
Der Ausschuß hat Grundsätze für die Gewäh-

rung dieser Kredite beschlossen, gemäß denen die 
Industriekreditbank die Kreditaktion durchführen 
wird. Aus diesen Grundsätzen ist her-
vorzuheben, daß bei der Industriekreditbank ein 
Beirat gebildet wird, der bei der Abwicklung des 
Kreditprogramms beratend mitwirken und die 
Einhaltung der Grundsätze überwachen wird. Die 
Berufung der Mitglieder des Beirats erfolgt durch 
den Deutschen Industrie- und Handelstag und 
durch den Zentralverband des Deutschen Hand-
werks im Benehmen mit der Industriekreditbank 
A. G. 
Die Kredite werden grundsätzlich als Investi-

tionskredite zur Verfügung gestellt, wobei Aus-
nahmen vorgesehen sind. Die Laufzeit der Kredite 
soll grundsätzlich 10 Jahre nicht überschreiten, die 
Höhe des Zinssatzes soll sich nach der Situation auf 
dem Kapitalmarkt bei der Begebung der Schuld-
verschreibungen der Industriekreditbank richten. 
Die Höhe des Kreditbetrages soll im Einzelfall 
grundsätzlich 350 000 DM nicht überschreiten, Aus-
nahmefälle bedürfen der Zustimmung des Beirats, 
60% des Kreditprogramms sollen für Kredite bis 
zu 100 000 DM vorgesehen werden. 
Die Betriebe der in § 6 Abs. 3 des Gesetzent-

wurfes genannten Art, die in Sanierungs- und 
Grenzlandgebieten liegen, sind bei sonst gleichen 
Voraussetzungen bevorzugt zu berücksichtigen. 
2. Der Gesetzentwurf sieht, um einen möglichst 

beschleunigten Abschluß des  Aufbringungs- und 
Einziehungsverfahrens zu erreichen, folgende Ter-
mine von rechtlicher Bedeutung vor: 

a) Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes abgege-
bene Aufbringungserklärungen sind für die 
Höhe des Aufbringungsbetrages ohne Bedeu-
tung; vorher abgegebene Aufbringungserklä-
rungen werden mit dem Inkrafttreten des  Ge-
setzes endgültig (§1 Abs. 1 Satz 3). Anderweitige 
Festsetzungen des Aufbringungsbetrages nach 
§ 15 Abs. 2 des Investitionshilfegesetzes werden 
nach diesem Termin nicht mehr vorgenommen 
(§ 1 Abs. 2). 

b) Nach dem 28. Februar 1955 finden Festsetzun-
gen des Aufbringungsbetrages nach § 15 Abs. 1 
des Investitionshilfegesetzes nicht mehr statt; 
bis zu diesem Zeitpunkt vorgenommene Fest-
setzungen sind endgültig (§ 1 Abs. 1 Satz 1 
und 2). 

c) Am 31. März 1955 werden spätestens Aufbrin-
gungsbeträge und Verzugszuschläge, die bei 
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Inkrafttreten des Gesetzentwurfes noch gestun-
det sind, fällig; auf Antrag wird  in  solchen Fäl-
len der Erlaß des Aufbringungsbetrages ge-
prüft (§ 2). Lediglich bis zum 31. März 1955 
kann ein Erlaß des Aufbringungsbetrages nach 
§ 21 Abs. 2 des Investitionshilfegesetzes bean-
tragt werden (§ 3 Abs. 1). 

d) Der 30. Juni 1955 ist der letzte Termin für den 
Nachweis, daß ein nach § 21 Abs. 2 des Investi-
tionshilfegesetzes erlassener Betrag für Investi-
tionen verwendet worden ist (§ 3 Abs. 2). 

e) Nach dem 31. Dezember 1955 können Erstat-
tungsansprüche nach § 17 Satz 2 des Investi-
tionshilfegesetzes nicht mehr geltend gemacht 
werden. Gleichfalls nach dem 31. Dezember 1955 
werden Aufbringungsbeträge und Verzugszu-
schläge nicht mehr beigetrieben. 

f) Dementsprechend findet unter Berücksichtigung 
des § 6 Abs. 2 des Entwurfs die Zuteilung der 
letzten Wertpapiere für beigetriebene Beträge 
spätestens Ende Februar 1956 statt. 
Abschlußtermine mußten, wenn das Verfahren 

zu Ende gebracht werden sollte, festgesetzt werden. 
Die letzten Abschlußtermine sind so gewählt, daß 
selbst der Aufbringungspflichtige, der einen zu 
hohen Betrag entrichtet hat oder bei dem ein zu 
hoher Betrag beigetrieben worden ist, seine Er-
stattungsansprüche erst dann verliert, wenn er die 
Wertpapiere zugeteilt und damit einen Gegenwert 
für einen etwa zuviel gezahlten Betrag erhal-
ten hat. Der Ausschuß hat sich für diese Regelung 
einstimmig, zum Teil bei einer Stimme Enthaltung, 
entschieden. 

3. Abgesehen von Bestimmungen über das Ein-
ziehungsverfahren, die in einem Erlaß des Bundes-
ministers der Finanzen vom 15. Oktober 1954 ent-
halten sind, ist in dem Gesetzentwurf vorgesehen, 
daß der Aufbringungsbetrag auf Antrag zu erlas-
sen ist,  wenn die Voraussetzungen für eine Stun-
dung nach den Bestimmungen des Investitions-
hilfegesetzes fortdauern (§ 2). 
Eine Begünstigung der Aufbringungspflichtigen 

mit  Beträgen bis zu 5000 DM bei der Zuteilung 
von Wertpapieren war nicht mehr möglich, weil  

der vorletzte Zuteilungstermin für die Wertpapiere 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzentwurfes am 

 30. Januar 1955 liegt. 
Einstimmig hat der Ausschuß die Verzugszinsen 

mit rückwirkender Kraft auf dreiviertel vom Hun-
dert des nichtrechtzeitig entrichteten Betrages für 
jeden angefangenen Monat dies Verzugs ermäßigt 
(§ 5). Dieser Satz  ist einstimmig beschlossen wor-
den, er entspricht in etwa dem Zinssatz, den ein 
Aufbringungspflichtiger zu zahlen hätte, wenn er 
sich den Aufbringungsbetrag von  seiner  Bank ge-
liehen hätte. 
4. § 9 des Entwurfs regelt die Verwendung des 

Restes des Sondervermögens, der nicht entsprechend 
den in § 9 des Entwurfs aufgeführten Bestimmun-
gen des Investitionshilfegesetzes zu verwenden ist. 
In Abweichung von §§ 35 des Investitionshilfegeset-
zes sind aus diesem Rest die der Industriekredit-
bank A.G. bei der Begebung von Schuldverschrei-
bungen gemäß § 6 Abs. 1 des Entwurfs entstehen-
den Anleihekosten zu erstatten. Gemäß Ziffer III, 3 
der  bereits erwähnten Grundsätze für die Gewäh-
rung von Krediten nach § 6 Abs. 3 des Entwurfs 
wird die Industriekreditbank A.G. die erstatteten 
Anleihekosten zur gleichmäßigen Erhöhung 
des Auszahlungskurses der Kredite verwenden, so 
daß diese Regelung allen Kreditnehmern zugute 
kommt. 
Ein etwa noch verbleibender Restbetrag ist zur 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft  im Haus-
halt des Bundesministers für Wirtschaft zu verein-
nahmen; mit der Vereinnahmung erlischt das 
Sondervermögen. 

IV. Antrag Drucksache 676 

Mit  der  Beschlußfassung über den Antrag des 
Wirtschaftspolitischen Ausschusses zu Drucksache 996 
kann der Antrag Drucksache 676 für erledigt er-
klärt werden,  da  die in ihm behandelten Fragen 
mit dem vorgeschlagenen Gesetzentwurf (Investi-
tionshilfe-Schlußgesetz) geregelt werden. 

Bonn, den 26. Januar 1955 
Dr. Starke 

Berichterstatter 

Drucksache 1089 
(Vgl. S. 3363 B) 

Anlage 7 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 

(17. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über die 

patentamtlichen Gebühren 
(Drucksache 546) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bucher 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes über die patent-
amtlichen Gebühren schlägt die Bundesregierung 
eine nicht unerhebliche Erhöhung der bisherigen 
Gebührensätze vor. Diese sind — abgesehen von 
einem im Jahre 1953 eingeführten Zuschlag von 

20 v. H. — seit dem Jahre 1926 im wesentlichen 
unverändert geblieben und stehen deshalb in ihrer 
bisherigen Höhe in keinem angemessenen Verhält-
nis zu dem seit 1926 wesentlich gestiegenen allge-
meinen Preisspiegel. 
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Für das Ausmaß der Gebührenerhöhung sind im 

wesentlichen drei Gruppen zu unterscheiden: 
1. Der überwiegende Teil der Gebühren soll ledig-
lich dem erhöhten Stand der Preise und Lebens-
haltungskosten angepaßt werden. Zu dieser 
Gruppe gehören insbesondere die Patentjahres

-

gebühren, die die Haupteinnahmen des Patent-
amts erbringen und für die der Entwurf im 
Durchschnitt eine Erhöhung auf einen Stand von 
etwa 167 v. H. gegenüber dem Stand von 1936 
vorsieht. 

2. Über diesen Stand hinaus sollen bestimmte Ver-
fahrensgebühren erhöht werden, die nach den 
bisherigen Sätzen offensichtlich der Bedeutung 
und den Kosten der Verfahren, für die sie zu ent-
richten sind, nicht gerecht werden. In diesen Ver-
fahren, die in einer Besetzung von drei oder fünf 
höheren Beamten durchgeführt werden und 
einem gerichtlichen Verfahren stark angenähert 
sind, geht es in der Regel um Werte, denen 
gegenüber die Gebühren selbst in der im Ent-
wurf vorgeschlagenen Höhe kaum ins Gewicht 
fallen. Geht man von dem Streitwert der Rechte 
aus, die Gegenstand dieser Verfahren sind, so 
liegen die vorgeschlagenen Gebühren immer noch 
ganz wesentlich unter den vergleichbaren Ge-
richtsgebühren, die in einem Rechtsstreit über 
die Verletzung eines Patents, eines Gebrauchs-
musters oder eines Warenzeichens zu entrichten 
sind. 

3. Über die Anpassung an den erhöhten Preisstand 
geht der Entwurf ferner bei den Gebühren hin-
aus, die für den Schutz von Warenzeichen zu ent-
richten sind. Dies erscheint deshalb gerechtfer-
tigt, weil diese Gebühren in ihrer bisherigen 
Höhe einerseits der Bedeutung des Waren-
zeichens nicht gerecht werden und andererseits 
in keinem angemessenen Verhältnis zu den Ge-
bühren für die anderen gewerblichen Schutz-
rechte stehen, die schon nach dem geltenden Ge-
bührentarif mit erheblich höheren Gebühren be-
lastet werden, als es der Entwurf für die Waren-
zeichen vorsieht. Umgerechnet auf ein Jahr be-
tragen die Warenzeichengebühren in den ersten 
zehn Jahren der Schutzdauer eines für zwei 
Warenklassen angemeldeten Zeichens 12,— DM 
und in den weiteren Jahren je 18,— DM. Mit 
einer solchen jährlichen Gebühr erscheint das 
einzelne Zeichen nicht unverhältnismäßig be-
lastet. 
Den bei der vorgeschlagenen Gebührenerhöhung 

etwa auftretenden sozialen Bedürfnissen ist da-
durch Rechnung getragen, daß neben gewissen 
Zahlungserleichterungen (Stundung, Erlaß), die 
bereits das geltende Recht vorsieht, für alle Ver-
fahrensgebühren mit Ausnahme der Anmeldege-
bühr das Armenrecht bewilligt werden kann. Le-
diglich im Eintragungsverfahren für Warenzeichen 
kann das Armenrecht nicht beantragt werden; doch 
sind hier soziale Härtefälle kaum denkbar, da die 
Anmeldung eines Warenzeichens das Vorhanden-
sein eines Geschäftsbetriebes voraussetzt. Hinzu 
kommt, daß nach dem geltenden Recht für die 
Verlängerungsgebühren eine weitgehende Stun-
dungsmöglichkeit besteht. 
Anlaß zu der vorgeschlagenen Gebührenerhöhung 

ist die Notwendigkeit, den Haushalt des Patent-
amts auszugleichen und- damit dem Patentamt eine 
sichere Arbeitsgrundlage zu gewährleisten, die das 
Amt in die Lage versetzt, den Anforderungen der 
Erfinder und der Industrie in der Weise gerecht zu  

werden, die das deutsche Patentwesen als eines 
der besten der Welt bekannt gemacht hat. Der 
Grundsatz, daß das Patentamt einen in Einnahmen 
und Ausgaben ausgeglichenen Haushalt benötigt, 
entspricht einer alten Tradition und findet seine 
Rechtfertigung darin, daß es nicht angeht, die All-
gemeinheit der Steuerzahler mit Kosten zu be-
lasten, deren Aufwendung jedenfalls unmittelbar 
nur der am gewerblichen Rechtsschutz interessier-
ten Wirtschaft zugute kommt. Dieser Grundsatz ist 
auch von den in Betracht kommenden Kreisen an-
erkannt worden. 

Soweit die künftige Entwicklung der Haushalts-
lage des Patentamts bereits heute überblickt wer-
den kann, ist mit der vorgeschlagenen Gebühren-
erhöhung die Arbeits- und Leistungsfähigkeit des 
Patentamts auf der Grundlage des vom Patent-
amt für notwendig gehaltenen Personalbestandes 
gewährleistet. Andererseits hält sich die vorge-
schlagene Gebührenerhöhung in einem Rahmen, 
der unangemessene Überschüsse nicht erwarten 
läßt. Ein gewisser Einnahmenüberschuß wird dem 
Patentamt seit jeher zugebilligt, da es diesen als 
Reserve zum Ausgleich etwaiger konjunktureller 
Schwankungen benötigt. Dieser Einnahmenüber-
schuß wird sich jedoch auf Grund der vorgeschlage-
nen Gebührenerhöhung erst in den nächsten Jahren 
infolge eines langsamen Ansteigens der Einnahmen 
aus den Patentjahresgebühren allmählich ergeben. 

Nachdem der Regierungsentwurf vom Bundesrat 
im ersten Durchgang einstimmig gebilligt worden 
war, wurde er in der ersten Lesung des Bundes-
tages am 25. Juni 1954 dem Ausschuß für gewerb-
lichen Rechtsschutz und Urheberrecht überwiesen. 
Der Ausschuß hat die vorgeschlagene Gebühren-
erhöhung an Hand von Unterlagen über den Haus-
halt des Patentamtes, die er von der Bundesregie-
rung angefordert hat, eingehend erörtert. Er hat 
insbesondere auch die von einzelnen Organi-
sationen vorgetragenen Bedenken gegen die Er-
höhung gewisser Gebühren geprüft und ist über-
einstimmend zu dem Ergebnis gelangt, daß diese 
Bedenken sachlich nicht gerechtfertigt sind. 

Lediglich bei den Übergangsvorschriften (vgl. 
die Gegenüberstellung in der Anlage*)) hat der Aus-
schuß gegenüber dem Vorschlag des Regierungs-
entwurfs eine Herabsetzung der Patentjahresge-
bühren beschlossen, die für einen vor dem In-
krafttreten des Gesetzes beginnenden Zeitraum zu 
entrichten sind, aber erst nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes fällig werden. Die vom Ausschuß be-
schlossenen Änderungen des § 3 Abs. 2 und des § 6 
(jetzt § 7) des Entwurfs sowie die Einfügung des 
§ 6 über die ausdrückliche Aufhebung des bisher 
geltenden Gebührengesetzes sind lediglich redak-
tioneller Natur und entsprechen einer vom Bun-
desrat gegebenen Anregung. 

Außerdem hat der Ausschuß beschlossen, als 
Termin für das Inkrafttreten des Gesetzes den 
1. April 1955 vorzuschlagen, um den beteiligten 
Kreisen ausreichend Zeit zu geben, sich auf den 
neuen Gebührentarif einzustellen. Im übrigen ist 
der Entwurf in der von der Bundesregierung vor-
geschlagenen Fassung einstimmig vom Ausschuß 
gebilligt worden. 

Bonn, den 16. Dezember 1954 
Dr. Bucher 

Berichterstatter 

*) Drucksache 546 Seite 12. 
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